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Die nachfolgenden Ausfiihrungen erheben keinen Anspruch auf Volistindigkeit und ersetzen nicht die Lektiire
der vergaberechtlichen Vorschriften. Die Hinweise stellen keine Rechtsberatung im eigentlichen Sinne dar. Der
Inhalt soll eine individuelle und verbindliche Rechtsberatung, die auf die Einzelfallbedingungeneingeht, nicht
ersetzen. Insofern verstehen sich alle Informationen ohne Gewdhr auf Richtigkeit und Vollstindigkeit.

Bundesministerium Diese Publikation wird im Auftrag des Bundes-
fiir Wirtschaft ~<  NATIONALE ministeriums fir Wirtschaft und Klimaschutz angeboten.
- . KLIMASCHUTZ I e ;
und Klimaschutz INITIATIVE Die PD-Berater der 6ffentlichen Hand GmbH unterstitzt
und berat das Bundesministerium fir Wirtschaft und
Klimaschutz bei der Durchfiihrung von kommunalen
Klimaschutzprojekten.
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Zur Benutzung Aufbau und Nutzung dieses Dokuments

Dieser Leitfaden beginnt mit einer Kurzcheckliste, die die wichtigsten Punkte und zu beachtenden
Pflichten bei der Durchfiihrung eines Vergabeverfahrens enthilt. Diese werden im darauffolgenden
Abschnitten jeweils genauer erldutert, wobei Sie durch das Anklicken der Stichworter in der Check-
liste jeweils direkt zu der entsprechenden Passage im Text gelangen (markiert mit einem Zahnrad, €%
STRG-Taste driicken und diese Markierung bitte anklicken).

Alle Formulare, die fiir EU-weite Verfahren relevanten Formulare sind, konnen zudem entweder

— online abrufbar auf: http://simap.ted.europa.eu oder &
— direkt online ausgefiillt werden: auf - http://simap.europa.eu/enotices . ¢

Auf der Webseite , Das Beratungsangebot der PD | Nationale Klimaschutzinitiative des Bundesum-
weltministeriums“ XX finden Sie auRerdem eine MustervergabeakteXsowohl fiir nationale als auch
fiir ein EU-weites Ausschreibungsverfahren.

Uber das Inhaltsverzeichnis kann direkt zu den jeweiligen Textabschnitten gesprungen
werden (STRG-Taste driicken + Kapitel bzw. Abschnitt im Inhaltsverzeichnis anklicken).

Bei Fragen oder Anmerkungen zum Dokument: info@pd-g.de
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Konzeption E

1.3

14

L5

1.6

Konzeption Q

Anlegen der Dokumentation (Vergabevermerk) Q

Alle Schritte, Entscheidungen und relevanten Erwigungen sind zu doku-
mentieren.

Bedarfsermittlung X

- Eindeutige und erschopfende Beschreibung der gewiinschten Leistung
- Der Bedarf kann nicht gedeckt werden durch (keine abschlief}ende
Darstellung):

- die zulissige Anderung eines bestehenden Vertrags
- den zuldssigen Abruf aus einer eigenen oder fremden Rahmenver-
einbarung mit eigener Abrufberechtigung
- eine zuldssige In-House-Vergabe
- Ggf. Durchfithrung einer Markterkundung zur Sicherstellung, ob der
Bedarf in konkreter Form am Markt gedeckt werden kann.

Um welche Art von Ausschreibung handelt es sich?

[] Liefer- oder Dienstleistungsauftrag
[] Bauleistungsauftrag
[J Konzession

Anlegen der Dokumentation (Vergabevermerk)

Alle weiteren Schritte sind zu dokumentieren.

Sorgftiltige Schitzung des Auftragswertes (netto)
- Ggf. Heranziehen von Erfahrungssitzen

- Ggf. Durchfithrung einer Markterkundung
- Sicherstellung der Mittelverfiigbarkeit

Ergebnis: Euro netto (Euro netto)

Erreicht oder iiberschreitet der geschitzte Wert den Oberschwellenbereich
(siehe Tabelle 1)7 %X

Beachte Sonderregelungen fiir NEIN: [

ober(st)e Bundesbehérden und fiir Nationale Ausschreibung
soziale und andere besondere

Dienstleistungen JA: O

EU-weite Ausschreibung

Bei Fragen oder Anmerkungen zum Dokument: info@pd-g.de
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[1 VOB/A - EU fiir EU-weite Ausschreibung fiir Bauleistungen

L6a Anzuwendende Vergabeordnung
O [1 UVgO fiir nationale Ausschreibungen fiir Liefer- und Dienstleistungen
[ VOB/A fiir nationale Ausschreibungen fiir Bauleistungen
[ VgV fiir EU-weite Ausschreibung fiir Liefer- und Dienstleistungen

Aufteilung nach Losen X%

[J]a
[] Nein; die wirtschaftlichen oder technischen Griinde fiir den
Verzicht auf eine Losaufteilung wurden im Vergabevermerk doku-

mentiert.

Wird von der Sonderregelung des 20-Prozent-Kontingents Ge-

brauch gemacht (EU) (sieche Textbox unter Tabelle 1)? Q

dJa

[J Nein

Welche Verfahrensarten wurde gewihit? $%

Nationales Verfahren EU-

Verfahren

[ Offentliche Ausschreibung [ Offenes Verfahren

[J Beschrinkte Ausschreibung [0 Nicht-offenes Verfahren

[0 mit Teilnahmewettbewerb O Verhandlungsverfahren

O ohne Teilnahmewettbewerb O mit Teilnahmewettbewerb
(zwingend zu begriinden) (zwingend zu begriinden)
[J Verhandlungsvergabe® ] ohne Teilnahmewettbewerb
O mit Teilnahmewettbewerb (zwingend zu begriinden)
(zwingend zu begriinden) ] Wettbewerblicher Dialog

O ohne Teilnahmewettbewerb (zwingend zu begrtinden)
(zwingend zu begriinden) (] Innovationspartnerschaft
(zwingend zu begriinden)

Liegen die Voraussetzungen fiir die Wahl dieses Verfahrens vor?
Dokumentation der ggf. zwingenden Begriindung

! Bei Bauleistungen nach VOB/A-Basisparagraphen: ,Freihindige Vergabe“

Bei Fragen oder Anmerkungen zum Dokument: info@pd-g.de



Seite 8 von 66

110 Verfassen einer prazisen Leistungsbeschreibung Q
O [1 Folgende Grundsitze (nicht abschlief}end) wurden beachtet:
- Die Leistungsbeschreibung ist so eindeutig und erschépfend wie mog-
lich.

- Die Leistungsbeschreibung ist produkt- und herstellerneutral (Abwei-
chungen von diesem Grundsatz sind zwingend zu begriinden und zu
dokumentieren).

O Ggf. Vorgabe von Giitezeichen
- Andere Giitezeichen, die gleichwertige Anforderungen an die Leistung
stellen, miissen jedoch akzeptiert werden.

Angabe der Aufteilung nach Losen £¢

Festlegung der Zuschlagskriterien &

[J Der Preis ist das einzige Zuschlagskriterium.
- oder -

[J Neben dem Preis oder den Kosten werden auch qualitative, um-
weltbezogene oder soziale Aspekte berticksichtigt, wobei folgende
Grundsitze/Ausgestaltungsmaoglichkeiten (nicht abschlieflend) beach-
tet wurden:

- Die Zuschlagskriterien stehen mit dem Auftragsgegenstand in Verbin-
dung.

- Grundsitzlich keine unternehmensbezogenen Zuschlagskrite-
rien (d. h. Trennung von Eignungs- und Zuschlagskriterien)

- Die Zuschlagskriterien sind so festgelegt, dass

- die Moglichkeit eines wirksamen Wettbewerbs gewihrleistet (d.
h. keine hersteller- oder produktspezifischen Zuschlagskrite-
rien) ist,

- der Zuschlag nicht willkiirlich erteilt werden kann (z. B. miissen
Kriterien bzw. muss das Bepunktungssystem bestimmt und ver-
stindlich sein) und

- eine wirksame Uberpriifung méglich ist, ob und inwieweit die
Angebote die Zuschlagskriterien erfiillen (z. B. durch Bepro-
bung, Bemusterung, Prisentationen, Teststellungen).

[ Ggf. Festsetzung eines Festpreises und Auswahl ausschliefilich nach
qualitativen und umweltbezogenen oder sozialen Kriterien

[ Ggf. Beriicksichtigung von Organisation, Qualifikation und Erfah-
rung des mit derAuftragsausfithrung betrauten Personals (insb. bei
Architekten- und Ingenieurleistungen)

Bei Fragen oder Anmerkungen zum Dokument: info@pd-g.de
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- Zwingend begriinden, warum die Qualitit des Personals erheblichen
Einfluss auf das Niveau der Auftragsausfiihrung haben kann

- Zuldssige Ausnahme vom Grundsatz der Trennung von Eignungs-
und Leistungskriterien

[1 Ggf. Festlegung von A-Kriterien (Ausschlusskriterien) und B-Kriterien
(Bewertungskriterien)

Anforderungen an die Eignung des Bieters %X

[JFolgende Grundsitze (nicht abschliefiend) werden bei der Festlegung der
Eignungsanforderungen beachtet:

- die Eignungsanforderungen betreffen ausschliefRlich Folgendes:

- Befidhigung und Erlaubnis zur Berufsausiibung (z. B. Eintra-
gung in einem Berufs- oder Handelsregister) und/oder

- Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfihigkeit
(z. B. bestimmter Mindestjahresumsatz) und/oder

- Technische und berufliche Leistungsfihigkeit (z. B. Referenzen,
die mit Art und Umfang der auszufiihrenden Leistung vergleich-
bar sind)

- Die Eignungskriterien stehen mit dem Auftragsgegenstand in Verbin-
dung und zu diesem in einem angemessenen Verhiltnis (z. B. keine For-
derungen von Behordenreferenzen, wenn Referenzen von Nichtbehor-
den fiir konkrete Leistung gleichwertig sind).

Welche Eignungsnachweise werden konkret verlangt?

[] Der Nachweis einer Eintragung in einem amtlichen Verzeichnis wird
akzeptiert.

Bei Fragen oder Anmerkungen zum Dokument: info@pd-g.de
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Erstellung eines Zeitplans mit den einzelnen Schritten des
Vergabeverfahrens und einzuhaltenden Fristen £X

Geplantes Datum der Auftragsbekanntmachung:
Ggf. Bewerberfragen bis zum:

Ggf. Beantwortung von Bewerberfragen bis zum:
Ggf. Teilnahmefrist bis zum:

Aufforderung zur Angebotsabgabe am:
Bieterfragen bis zum:

Beantwortung von Bieterfragen bis zum:
Angebotsfrist bis zum:

Ende Angebotspriifung und ggf. Absendung
Schreiben nach § 134 GWB:

Zuschlagserteilung frithestens am:
Bindefrist bis zum:

Geplanter Leistungsbeginn am:

Datum

Datum

Datum

Datum

Datum

Datum

Datum

Datum

Datum

Datum

Datum

Datum
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. A
Vorbereitung ‘a
II Vorbereitung %X
I1.1 Vorinformation (nur fiir EU-weite Ausschreibungen) (Fakultativ!) Q
= Veroffentlichung einer Vorabinformation (§ 38 VgV) zur spiteren Verkiir-
zung der Angebotsfrist bzw. als Ersatz der Auftragsbekanntmachung im
Nichtoffenen oder Verhandlungsverfahren
1.2 Auftragsbekanntmachung bzw. Aufforderung zur Interessensbestitigung €%
[1 UVgO = Auftragsbekanntmachung ist auf den Internetseiten des Auftrag-
U gebers/der Auftraggeberin oder auf Internetportalen zu veréffentlichen und
muss zentral iber die Suchfunktion des Internetportals www.bund.de ermit-
telt werden kénnen.

[1 VgV = Die Auftragsbekanntmachung wird nach dem Muster gemif An-
hang II der Durchfithrungsverordnung (EU) 2015/1986 erstellt und im
Supplement zum Amtsblatt der Europaischen Union (TED) EU-weit verof-
fentlicht.

[ VgV und UVgO = In der Auftragsbekanntmachung ist zwingend eine
elektronische Adresse anzugeben, unter der die Vergabeunterlagen un-
entgeltlich, uneingeschrinkt, vollstindig und direkt abgerufen werden
konnen.

[ Die geforderten Eignungskriterien sind in der Auftragsbekanntmachung
aufgefiihrt.

[J Ggf. spezielle Bekanntmachungspflichten im Einzelfall (z. B. durch landes-
rechtliche Vorgaben) wurden beachtet.

Fiir Verfahren mit Teilnahmewettbewerb

Soll die Anzahl der Bewerber, die zur Angebotsabgabe aufgefordert
werden, begrenzt werden?

] Nein

[1Ja; in der Auftragsbekanntmachung wurden objektive und nichtdiskri-
minierende Eignungskriterien fiir die Begrenzung der Zahl, die vorgese-
hene Mindestzahl und gegebenenfalls auch die Hochstzahl der einzuladen-
den Bewerber angegeben.

Bei Fragen oder Anmerkungen zum Dokument: info@pd-g.de
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I1.2a Aufforderung zur Interessensbestitigung

Fir den Fall einer Vorabinformation nach Punkt II.2 im Nicht offenen Verfah-
ren

- oder -

Verhandlungsverfahren: Versendung einer Aufforderung zur Interessensbe-
stitigung

Durchfithrung

Durchfiihrung *

Fiir Verfahren mit Teilnahmewettbewerb

[1 Beantwortung von Bewerberfragen und Bekanntmachung auf der Inter-
netseite fiir den Abruf der Vergabeunterlagen

[ Folgende Grundsitze (nicht abschliefdend) werden bei der Beantwortung be-
achtet:

- Alle Teilnehmenden haben die Moglichkeit zur Kenntnisnahme der
Beantwortung, sodass der Gleichbehandlungsgrundsatz gewahrt
bleibt.

- Die Fragen und Antworten sind so anonymisiert, dass der
Grundsatz des Geheimwettbewerbs gewahrt wird.

U Priifung der eingegangenen Teilnahmeantrige bzw. Interessensbestiti-
gungen auf Vollstindigkeit und fachliche Richtigkeit
U] Priifung der allgemeinen Eignung der Bewerber

L] Ggf. Nachforderung von Unterlagen

[ Ggf. Auswahl der Bieter, die zur Angebotsabgabe aufgefordert werden sollen
L] Ggf. Information tiber Ablehnung nach § 134 Absatz 1 Satz2 GWB

U Aufforderung nicht ausgeschlossener Bieter zur Angebotsabgabe

Bieterfragen

O Beantwortung von Bieterfragen und Bekanntmachung auf der Internetseite
fiir den Abruf der Vergabeunterlagen

O Folgende Grundsitze (nicht abschlief3end) werden bei der Beantwortung be-
achtet:
- Alle Bieter haben die Méglichkeit zur Kenntnisnahme der Beantwortung,
sodass der Gleichbehandlungsgrundsatz gewahrt bleibt.
- Die Fragen und Antworten sind so anonymisiert, dass der Grund-
satz desGeheimwettbewerbs gewahrt wird.

Bei Fragen oder Anmerkungen zum Dokument: info@pd-g.de
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Anderung der Vergabeunterlagen

Gegebenenfalls Anderung der Vergabeunterlagen und Bekanntmachung
auf der Internetseite fiir den Abruf der Vergabeunterlagen (z. B. aufgrund
von Riigeabhilfen oderBieterfragen)

[0 Folgende Grundsitze (nicht abschlieffend) werden bei der Anderung beachtet:
- Allen Bietern wird mitgeteilt, in welchem konkreten Umfang die
Anderung stattgefunden hat.

- Allen Bietern wird ausreichend Zeit eingerdumt, ihre Angebote entspre-
chend anzupassen (ggf. ist die Angebotsfrist zu verlingern (siehe § 20 Ab-
satz 3 VgV, § 13Absatz 4 UVgO).

Angebotséffnung £x

Angebotséffnung der eingegangenen Angebote zum angegebenen Off-
nungstermin,wobei folgendes beachtet wurde (nicht anschliefiend):

(0 Der Auftraggeber hatte vor der Offnung keine Kenntnisse vom Inhalt der An-
gebote.

(] Die Offnung wurde von mindestens zwei Vertretern/Vertreterinnen des
offentlichen Auftraggebers gemeinsam an einem Termin unverziiglich nach
Ablauf der Angebotsfrist durchgefiihrt.

(] Bieter waren bei der Offnung nicht zugelassen.

Bei Fragen oder Anmerkungen zum Dokument: info@pd-g.de
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Auswertung und Abschluss

vV Auswertung und Abschluss £X
Vi Formale Priifung: Priifung auf Vollstindigkeit und fachliche Richtigkeit
O [] Das Angebot ist form- und fristgerecht eingegangen.

[1 Das Angebot enthilt die geforderten Unterlagen:

- Ggf. Nachforderung fehlender leistungsbezogener Unterlagen bis zu einer zu
bestimmenden angemessenen Nachfrist. Gesetzliche Grenzen beachten!

(] Das Angebot enthilt keine Anderungen der Bieter an ihren Eintragungen, die

nicht zweifelsfrei sind (z. B. Korrekturen und/oder Erganzungen am Angebotsin-

halt).

[0 Das Angebot enthilt keine Anderungen oder Erginzungen an den Vergabeun-
terlagen (z. B. durch Streichungen, Ergdnzungen an den Vergabeunterlagen oder
durch von den Vorgaben der Leistungsbeschreibung inhaltlich abweichende Er-
klarungen).

[ Das Angebot enthilt die erforderlichen Preisangaben.

- Ggf. Nachforderungen von Preisangaben. Dies ist jedoch nur zulissig, wenn es
sich um unwesentliche Einzelpositionen handelt, deren Einzelpreise den Ge-
samtpreis nicht verindern oder die Wertungsreihenfolge und den Wettbe-
werb nicht beeintriachtigen.

(1 Es handelt sich nicht um ein nicht zugelassenes Nebenangebot

IvV.2 Bei offentlichen Ausschreibungen / Offenen Verfahren:
Uberpriifung der Eignung der Bieter

O Es liegen keine Ausschlussgriinde nach §§ 123, 124 GWB vor.

L1 Der Bieter ist fachkundig und leistungsfihig, da er die bekanntgemachten Eig-
nungsanforderungen erfiillt.

- Ggf. Nachforderung fehlender unternehmensbezogener Unterlagen bis zu ei-
ner angemessenen, zu bestimmenden Nachfrist unter Beachtung folgender
Grundsitze (nicht abschlief3end):

- Esdarf Aufklarung iiber die Eignung verlangt werden.
- Der Austausch von bereits eingereichten, aber inhaltlich unzureichenden
Unterlagen ist in der Regel unzulissig.

V.3 Angemessenheit der Preise

O Uberpriifung der Angemessenheit der Preise

Ein ungewdhnlich niedriger Preis kann sich insbesondere ergeben aus:

- einem signifikanten Abstand zum néichstgiinstigen Angebot und/oder

- einer augenfilligen Abweichung von preislichen Erfahrungswerten aus ande-
ren Beschaffungsvorgingen.
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[] Es liegt kein ungewohnlich niedriger Preis vor
- oder -

[] Es liegt ein ungewohnlich niedriger Preis vor und die Pflicht zur Priifung
der Preisbildung wurde erfiillt. Das Angebot ist trotzdem nicht auszuschlie-
RRen, weil:

- alle verbleibenden Ungewissheiten beziiglich der Preisbildung beseitigt wer-
den konnten und der Auftraggeber zu dem Schluss kommt, dass der Bieter
trotz des niedrigen Preises den Auftrag ordnungsgemaif} ausfithren wird und

- keine weiteren gesetzlichen und rechtlichen Ausschlussgriinde vorliegen.

V4 Zuschlagskriterien

O Uberpriifung der Zuschlagskriterien

[ Das wirtschaftlichste Angebot ist das preislich giinstigste (das noch in der
Wertungverblieben ist), weil der Preis das einzige Zuschlagskriterium ist.
- oder -

O Das wirtschaftlichste Angebot ist das mit dem besten Preis-Leistungsver-
hiltnis auf der Grundlage einer Bewertung entsprechend den vorgegebenen
Zuschlagskriterien (ggf. mittels Bewertungsmatrix nach festgelegter Ge-
wichtung und Bewertungsmethode).

IV.5 Eignungsnachweis

i Bei Verwendung der Einheitlichen Europiischen Eigenerklarung (EEE)
als vorlaufiger Eignungsnachweis:

- Zwingende Aufforderung an denjenigen Bieter, der das wirtschaftlichste An-
gebot abgegeben hat und den Zuschlag erhalten soll, zur Beibringung von
konkreten, endgiiltigen Eignungsnachweisen.

IvV.6 Vorabinformation (nur fiir EU-weite Ausschreibungen) Q

Vorabinformation (im Oberschwellenbereich) nicht berticksichtigter Bieter

[0 Beim Verfassen und Absenden des Schreibens nach § 134 Absatz 1

GWB wurden folgende Grundsitze (nicht abschlieRend) beachtet:

- Der Vertrag darf erst 15 Kalendertage (10 Kalendertage bei Versendung auf
elektronischem Wege/Fax) nach Absendung der Information geschlossen
werden. Die Frist beginnt am Tag nach der Versendung.

- Die iibrigen Tatbestandsvoraussetzungen beziiglich des Inhalts wurden be-
achtet.
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Iv.7 Zuschlag (oder Authebung des Vergabeverfahrens) undVergab-
ebekanntmachung

[0 Bei Auftriagen ab einer Héhe von 30.000 Euro ohne Umsatzsteuer ist fiir
den Bieter, der den Zuschlag erhalten soll, vor der Zuschlagserteilung eine
Auskunft aus dem Gewerbezentralregister nach § 150a GewO? einzuholen.

[0 VgV = Spiitestens 30 Tage nach der Vergabe wurde das Ergebnis
des Vergabeverfahrens an das Amt fiir Veréffentlichungen der Euro-
paischen Unioniibermittelt.

[0 UVgO = Der Auftraggeber informiert nach der Durchfiihrung einer
Beschriankten Ausschreibung ohne Teilnahmewettbewerb oder einer
Verhandlungsvergabe ohneTeilnahmewettbewerb fiir die Dauer von
drei Monaten iiber jeden so vergebenen Auftrag ab einem Auftragswert
von 25.000 Euro ohne Umsatzsteuer auf seinen Internetseiten oder auf
Internetportalen. Der vorgeschriebene Mindestinhalt wird beachtet.

-und -
O UVgO = Der Auftraggeber unterrichtet jeden Bewerber und jeden Bieter

unverziiglich iiber die erfolgte Zuschlagserteilung.

O ggf., wenn dies von einem Beteiligten verlangt wird — spitestens inner-
halb von 15 Tagen nach Eingang - informiert der Auftraggeber iiber

- die wesentlichen Griinde fiir die Ablehnung ihres Angebots,
- die Merkmale und Vorteile des erfolgreichen Angebots sowie
- den Namen des erfolgreichen Bieters und

- Bewerber iiber die wesentlichen Griinde ihrer Nichtberiicksichtigung.

[0 Ggf. spezielle Bekanntmachungspflichten im Einzelfall wurden beachtet.
- oder -

0 UVgO und VgV = Im Ausnahmefall der Aufhebung des Vergabe-
verfahrens: unverziigliche und begriindete Information aller Bieter

V8 Dokumentation

0 Uberpriifen, ob die Dokumentation (Vergabevermerk) vollstindig ist

*Siehe § 21 AEntG - Einzelnorm (gesetze-im-internet.de
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Allgemeine Erliuterungen zur Vergabe von 6ffentlichen
Auftrigen

Leistungen, die durch die 6ffentliche Hand beschafft werden, sind grundsitzlich im Wettbewerb zu
vergeben.

Die nachfolgende Ubersicht soll eine Hilfestellung fiir den Vergabeprozess bieten und erliutert die
wichtigsten Stationen, gegebenenfalls mit weiteren Hinweisen auf Formulare oder einzelne rechtli-
che Grundlagen.

Geregelt sind die Vorgaben fiir die Vergabeverfahren im:

— Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrinkungen (GWB?),

— in der Vergabeverordnung (VgV*),

— der Vergabe- und Vertragsordnung fiir Bauleistungen (VOB/A-EU®) sowie

— der Unterschwellenvergabeordnung (UVgO®),

— der VOB/A - Basisparagraphen (VOB/A’),

— teilweise auch noch der Vergabe-und Vertragsordnung fiir Leistungen (VOL/A?®) und

— fiir nationale Verfahren, zudem fiir jedes Bundesland mehr oder weniger unterschiedlich in den
jeweiligen Haushaltsordnungen des betreffenden Bundeslandes bzw. des Bundes sowie zusitzli-
chen Landesvergabe-, Tariftreuegesetzen, Runderlassen etc. In den meisten Bundeslindern wird
inzwischen auf die UVgO verwiesen, aber hiufig mit Modifikationen und Ausnahmen fiir beson-
dere Wertgrenzen, Auftragstypen oder Auftraggeber.

Eine eigene Verordnung wurde fiir sogenannte sektorenspezifische Auftriage im Bereich der Post-,
Verkehrs-, Trinkwasserversorgungs- und Energieversorgungsleistungen geschaffen (Sektorenver-
ordnung - SektVO), die jedoch in diesem Leitfaden aufler Acht gelassen wird. Nicht eingegangen wird
zudem auf Sonderregelungen fiir verteidigungs- und sicherheitsspezifische Vergaben (Vergabeord-
nung fiir Verteidigung und Sicherheit - VSVgV). Auch werden Ausschreibungen von Konzessionen
(Verordnung iiber die Vergabe von Konzessionen - KonzVgV oder die Bodenabfertigungsdienst-Ver-
ordnung - BADV) nicht weiter betrachtet.

Bei Auftragen tiber Liefer- und Dienstleistungen im Unterschwellenbereich (nationales Vergabever-
fahren) ist hinsichtlich der in den meisten Bundeslindern inzwischen eingefithrten UVgO, welche die
VOL/A 1. Abschnitt ersetzt, Folgendes zu beachten:

— Fiir Einrichtungen des Bundes ist die Anwendung der UVgO verpflichtend.

— Landes- und kommunale Auftraggeber miissen die Anwendbarkeit der UVgO durch ihre landes-
spezifischen Vorgaben jeweils im Detail priifen. Zur Beachtung der UVgO bedarf es jeweils eines
~Anwendungsbefehls“ durch landesspezifisches Gesetz, Verordnung, Runderlass, Bescheid oder
Ahnliches, der im Detail die Regeln der abstrakten UVgO modifizieren kann.

Zum Zeitpunkt der Veroffentlichung dieses Leitfadens haben lediglich die Bundesldnder Sachsen und
Sachsen-Anhalt die UVgO noch nicht eingefiihrt und behalten vorerst die VOL/A bei. Auf Ausfithrun-
gen zur VOL/A wird daher verzichtet.

3 Gilt nur fiir EU-weite Ausschreibungen.
4 Gilt direkt fiir EU-weite und durch Verweise in der UVgO teilweise auch fiir nationale Ausschreibungen.
5 Gilt nur fiir EU-weite Ausschreibungen.
6 Gilt nur fiir nationale Ausschreibungen.
7 Gilt nur fiir EU-weite Ausschreibungen.
8 Gilt nur fiir nationale Ausschreibungen.
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1 Konzeption

1.1 Bedarfsermittlung

Am Anfang jeder Ausschreibung steht ein Beschaffungsziel. Der Auftraggeber ermittelt (1) den Bedarf
fiir eine Leistung oder ein Produkt und formuliert ihn. Im Anschluss daran sind (2) die Investitions-
und Folgekosten des Auftrags zu schitzen und (3) die Finanzierung zu klaren. Das Vergabeverfahren
beginnt regelméflig erst, wenn der Bedarf festgestellt und dessen Finanzierung gesichert ist. Sollten
die Kosten des Auftrags nicht gedeckt werden kénnen und das Vergabeverfahren deshalb aufgehoben
werden, kann es sich um eine unrechtmiflige Aufhebung des Vergabeverfahrens handeln, woraus
sich eine Schadensersatzpflicht fiir den Auftraggeber ergeben kann.

Bei der Schitzung des Auftragswertes ist nach § 3 VgV° vom voraussichtlichen Gesamtwert der Leis-
tung (d. h. bei einer Aufteilung in Lose vom Gesamtwert aller Lose) ohne Umsatzsteuer auszugehen.
Auch unter Umstinden vorgesehene Optionen oder Auftragsverlingerungen sind fiir diese Schit-
zung zu beriicksichtigen. Maf3geblicher Zeitpunkt fiir die Festlegung des geschitzten Auftragswertes
ist der Tag, an dem die Auftragsbekanntmachung versandt bzw. das Vergabeverfahren eingeleitet
wird.

Regelmiflig wiederkehrende Liefer- und Dienstleistungsauftrige, Dauerauftrige sowie Auftrige, die
innerhalb eines bestimmten Zeitraums verlidngert werden sollen, bestimmen sich auf der Grundlage
des tatsichlichen Gesamtwerts entsprechender aufeinanderfolgender Auftrige aus dem vorausge-
gangenen Haushalts-/Geschiftsjahr - wobei voraussichtliche Anderungen zu beriicksichtigen sind -
oder auf der Grundlage des geschitzten Gesamtwertes dieser Auftrige wihrend des auf den ersten
Auftrag folgenden Haushalts-/ Geschiftsjahres. Bei Auftrigen, bei denen kein Gesamtpreis angege-
ben wird, ist der Wert auf Basis der gesamten vorgesehenen Laufzeit zu schitzen, maximal aber fiir 48
Monate, auch wenn der Vertrag (potenziell) langer laufen sollte.

Mit der Schiatzung des Auftragsvolumens beginnt die Dokumentation (siehe Abschnitt 5.1 Doku-
mentation (Vergabevermerk).*

°§ 3 VgV - Schitzung des Auftragswerts
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1.2 Wahl des Vergabeverfahrens

1.2.1 Grundsitze des Vergaberechts

Die Grundsitze des Vergaberechts dienen als Leitlinien zur Schaffung eines fairen Wettbewerbs und
der sparsamen Verwendung von Steuer-/Férdermitteln. Alle zueinander im Wettbewerb stehenden
potenziellen Anbieter sollen in einem Vergabeverfahren in die Lage versetzt werden, sich gleichbe-
rechtigt um den Auftrag zu bewerben. Die fiinf Grunditze des Vergaberechts, die sich zum Teil auch
gegenseitig bedingen und verstirken, sind im Folgenden erldutert:

AEUV,
EU-Vergaberichtlinien, GG

§§ 97 Abs. 1-2 GWB, §§ 55 BHO/LHO i.V.m. § 2 Abs. 1, 2 UVgO

Die Vorschriften und Regeln des Vergaberechts lassen sich als Konkretisierungen dieser fiinf Vergaberechtsgrundsatze beschreiben.

w» =
(] -
: . : . Verhiltnis-
Wettbewerb Transparenz Gleichbehandlung @ Wirtschaftlichkeit A EL ot
mafigkeit
Inhalt der Leistungen und Wahl angemessener
Verbot von Absprachen Bedingungen miissen Pflicht zur einheitlichen Zuschlagsgebot auf das Verfahrensfristen oder
p eindeutig und erschépfend Bieterinformation wirtschaftlichste Angebot angemessener
sein Eignungsnachweise

§ 97 Abs. 1-2 GWB: ,,(1) Offentliche Auftrage und Konzessionen werden im Wettbewerb und im Wege transparenter Verfahren vergeben. Dabei werden die
Grundsitze der Wirtschaftlichkeit und Verhaltnisméfigkeit gewahrt. (2) Die Teilnehmer an einem Vergabeverfahren sind gleich zu behandeln, es sei denn, eine
Ungleichbehandlungist auf Grundiage dieses Gesetzes ausdriicklich geboten oder gestattet.”

Beispielhafte Implikationen

Abbildung 1 Grundsétze des Vergaberechts

1. Wettbewerb - Auftrige finanziert durch Steuer- oder Férdermittel sind grundsétzlich im 6f-
fentlichen Wettbewerb zu vergeben. Darunter fillt insbesondere das Einholen mehrerer Angebote.

2. Transparenz — dient insbesondere der Vermeidung von Korruption und soll die Vergabeent-
scheidung nachvollziehbar und iiberpriifbar gestalten. Dazu gehort die Dokumentationspflicht wih-
rend des gesamten Verfahrensablauf.

3. Gleichbehandlung - Alle potenziellen Auftragnehmer, die sich an einem Verfahren beteili-
gen, sind gleich zu behandeln. Eine rechtsgrundlose Bevorzugung oder Diskriminierung darf nicht
stattfinden. Das heif3t beispielsweise, dass alle Bieter zum gleichen Zeitpunkt alle Informationen er-
halten miissen (Informationspflicht), bedeutet aber zum Beispiel auch, dass Angebote ungeeigneter
Bieter nicht beriicksichtigt werden diirfen, da ungeeignete Bieter nicht mit geeigneten gleichgesetzt
werden diirfen.

4, Wirtschaftlichkeit - Offentliche Mittel sind sparsam zu verwenden, doch muss nicht immer
der giinstigste Bieter den Zuschlag erhalten, sondern regelméfig der mit dem wirtschaftlichsten An-
gebot, das heifdt, der mit dem besten Preis-Leistungs-Verhiltnis.

5. Verhiltnismifigkeit - ist als Grundsatz des Verwaltungsrechts auch im 6ffentlichen Verga-
beverfahren immer zu beachten.
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Die Art des Vergabeverfahrens entscheidet {iber dessen genauen Ablauf.
Abzugrenzen ist zunichst danach, ob es sich um

— die Vergabe eines 6ffentlichen Auftrags (nur dann gilt in der Regel das Vergaberecht) handelt und

— ob der Gegenstand eine Bauleistung (dann Ausschreibung nach GWB und VOB/A-EU bzw.
VOB/A-Basisparagraphen) ist oder

— um eine Liefer- oder Dienstleistung (dann Ausschreibung nach GWB und VgV bzw. UVgO) han-
delt.

EU-weite oder nationale Ausschreibung

Fiir die Vergabe von 6ffentlichen Auftrigen nach EU-Recht gelten derzeit folgende Schwellenwerte
(jeweils netto):

Tabelle 1 Ubersicht der Schwellenwerte ab Januar 2022

Liefer- und Dienstleistungen
- fir 6ffentliche Auftraggeber 215.000
- fiir Sektorenauftraggeber 431.000
Liefer- und Dienstleistungen 140.000
(oberste und obere Bundesbehérden) ’
Bauleistungen, Konzessionen 5.382.000
Soziale und andere besondere Dienstleistungen
- fir 6ffentliche Auftraggeber 750.000
- fiir Sektorenauftraggeber 1.000.000

Bei Fragen oder Anmerkungen zum Dokument: info@pd-g.de



Seite 21 von 66

Der Aufbau des europiischen und deutschen Vergaberechts findet sich in der folgenden Grafik wie-
der.

- EU-weite Vergabe

Europiische Richtlinien zur Vereinheitlichung
des Vergaberechts

- Nationale Vergabe

Haushaltsrecht von Bund und Lindern,
Zuwendungsrecht

Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrinkungen (GWB) [ L stufe | ergabe- Haus|
4. Teil, §§ 97-184 (Kartellvergaberecht) o o B

Vsvgv -
Vgy Sektvo {Vergabe- (Kms_ t VOB /A UVgo VOL/A
(Vergabe- {Sektoren- verordnung ver ;ber Abschnitt 1 (Vergabe- Abschnitt 1
verordnung) verordnung) Verteidigung . 2 | und Vertragsordnung (Unterschwellen- (Vergabe- und
- verordnung) 5 N .
und Sicherheit) fiir Bauleistungen) vergabeordnung Vertragsordnung)
¥

it
VOB /A-EU
Abschnitt 2
(Vergabe- und
|Vertragsordnung fiir
Bauleistungen)

«imin

Abbildung 2 Aufbau des européiischen und deutschen Vergaberechts

1.3 Verfahrensarten

Sowohl im nationalen Vergaberecht als auch im EU-Vergaberecht lassen sich bei der Vergabe 6ffent-
licher Auftrige grundsitzlich voneinander abgrenzen:

— Verfahren mit uneingeschrinktem Bieterkreis,

— Verfahren mit beschrinktem Bieterkreis, aber vorgeschaltetem 6ffentlichen Teilnahmewettbe-
werb und

— Verfahren mit von vornherein eingeschrinktem Teilnehmerkreis.

Die einzelnen nationalen und EU-weiten Verfahren unterscheiden sich jedoch im Einzelnen in ihren
Voraussetzungen und ihrer Ausgestaltung.

1.4 Verfahren im Unterschwellenbereich - nationale Verfahren

Im Folgenden werden zunéchst die nationalen Vergabearten aufgelistet und kurz erlautert.

14.1 Offentliche Ausschreibung (national)

Im nationalen Bereich gilt der Grundsatz der 6ffentlichen Ausschreibung® (bzw. der ebenfalls ohne
Begriindung frei wihlbaren'! Beschrinkten Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb?). Falls keine
begriindete Ausnahme vorliegt, sollen sich alle potenziellen Bieter am Verfahren beteiligen konnen.
Verhandlungen iiber den Inhalt der abgegebenen Angebote sind hier unzulissig, Aufklirung und
Nachforderung von Unterlagen sind eingeschriankt zulissig.

10§ 9 UVgO - offentliche Ausschreibung
1§ 8 Absatz 2 UVgO - Wahl der Verfahrensart
12§10 UVgO - Beschrinkte Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb
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1.4.2 Beschriankte Ausschreibung mit und ohne Teilnahmewettbewerb (na-
tional)

Bei der Beschriankten Ausschreibung wird nur eine begrenzte Zahl von Unternehmen zur Angebots-
abgabe aufgefordert, wobei regelméflig ein Teilnahmewettbewerb vorgeschaltet ist, an dem sich alle
potentiellen Bieter beteiligen konnen. Verhandlungen iiber den Inhalt der abgegebenen Angebote
sind auch hier unzulissig. Aufklarung und Nachforderung von Unterlagen sind eingeschréankt zulis-

sig.

Gemaifd der UVgO hat der 6ffentliche Auftraggeber fiir die Vergabe von Liefer- und Dienstleistungen
freie Wahl zwischen einer 6ffentlichen Ausschreibung und einer Beschrinkten Ausschreibung mit
Teilnahmewettbewerb'. Fiir die Durchfithrung einer Beschrinkten Ausschreibung ohne Teilnahme-
wettbewerb muss ein Ausnahmetatbestand des § 8 Absatz 3 UVgO (Wahl der Verfahrensart) vorliegen.

Bei der Vergabe von Bauleistungen ist die Beschrinkte Ausschreibung ohne Teilnahmewettbewerb
gemif} § 3a Absatz 2 Nr. 1 VOB/A je nach Art der Bauleistung bis zu einem bestimmten Auftragswert
ohne néihere Begriindung zulissig.

Dariiber hinaus gibt es sowohl fiir Bundes- und Landes-Auftraggeber als auch fiir kommunale Auf-
traggeber je nach Bundesland haufig die Moglichkeit, bis zu einem bestimmten Auftragswert sowohl
fiir UVgO- als auch fiir VOB-Verfahren aufgrund etwa von gesonderten Wertgrenzenerlassen ohne
weitere Begriindung eine Beschrinkte Ausschreibungen ohne Teilnahmewettbewerb durchzufiih-
ren.

1.4.3 Verhandlungsvergabe mit und ohne Teilnahmewettbewerb / Freihin-
dige Vergabe (national)

Mit Inkrafttreten der UVgO wurde fiir die Vergabe von Liefer- und Dienstleistungen anstelle der bis-
herigen Freihdndigen Vergabe der neue Begriff der Verhandlungsvergabe eingefiihrt. Diese kann -
sofern ein Ausnahmetatbestand des § 8 Absatz 4 UVgO erfiillt ist oder es sich um einen Auftrag iiber
soziale oder andere besondere Dienstleistungen handelt™ - mit vorgeschaltetem 6ffentlichen Teil-
nahmewettbewerb oder ohne Teilnahmewettbewerb durchgefiihrt werden®. Diese Verfahren zeich-
nen sich dadurch aus, dass iiber die Inhalte der abgegebenen Angebote verhandelt werden darf und
dass diese mit jeder neuen Angebotsrunde {iberarbeitet und angepasst werden diirfen.

Die Verhandlungsvergabe ohne Teilnahmewettbewerb lduft tendenziell wie die Freihdndige Vergabe
aus dem in den meisten Bundeslindern nicht mehr anzuwendenden § 3 VOL/A® ab.

Auch im Bereich der Vergabe von Bauleistungen wird wie in der VOL/A weiterhin der Begriff der
Freihidndigen Vergabe genutzt. Diese erfolgt ohne formliches Vergabeverfahren. Es werden direkt
ausgewihlte Unternehmen zur Angebotsabgabe aufgefordert, wobei sich die Aufforderung an min-
destens drei Unternehmen richten soll, um ein Mindestmaf} an Wettbewerb zu gewihrleisten. Fiir
Freihdndige Vergaben muss ein Ausnahmetatbestand des § 3a Absatz 3 VOB/A gegeben sein.

Auch hier sind durch gesonderte Wertgrenzenerlasse der Linder in der Regel bestimmte Wertgrenzen
vorgesehen, bis zu deren Erreichen eine Verhandlungsvergabe bzw. Freihiandige Vergabe ohne Be-
grindung zuldssig ist.

13§ 8 Absatz 2 UVgO - Wahl der Verfahrensart

4§49 UVgO - Vergabe von offentlichen Auftragen tiber soziale und andere besondere Dienstleistungen
15§12 UVgO - Verhandlungsvergabe mit oder ohne Teilnahmewettbewerb

16§ 3 VOL/A - Arten der Vergabe
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1.4.4 Direktauftrag (national)

Leistungen bis zu einem geschitzten Auftragswert von(1.000 Euro ohne Umsatzsteuer konnen unter
Beriicksichtigung der Haushaltsgrundsitze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit ohne die Durch-
fiihrung eines Vergabeverfahrens beschafft werden. Zwischen den beauftragten Unternehmen muss
gewechselt werden. Fiir einen Direktauftrag muss ein Ausnahmetatbestand des §14 UVgO'” geben
sein. In verschiedenen Bundeslindern wurde auch diese Wertgrenze erhoht.

1.4.5 Wettbewerbliches Verfahren (national)

Freiberufliche Tatigkeiten konnen nach § 50 UVgO™ unterhalb der einschligigen Schwellenwerte in
einem rein wettbewerblichen Verfahren vergeben werden, bei dem lediglich jeweils so viel Wettbe-
werb wie moglich zu gewihrleisten ist. Die ganzen Detailregelungen der UVgO gelten fiir diese Ver-
fahren jedoch nicht, sodass es sich um ein Verfahren auflerhalb der Regelverfahren des § 8 UVgO™
handelt. Ein solches Verfahren bietet deutlich grofiere Gestaltungsspielraume fiir den Auftraggeber,
aber damit auch eine etwas geringere Rechtssicherheit fiir alle Beteiligten.

1.5 Verfahren im Oberschwellenbereich - EU-weite Verfahren

Im Folgenden werden nunmehr die EU-weiten Verfahrensarten erldutert.

1.5.1 Offenes Verfahren / Nichtoffenes Verfahren (EU-weit)

Infolge der Vergaberechtsreform 2016 stehen das Offene Verfahren und Nichtoffene Verfahren? als
einzig immer zuldssige Verfahrensarten gleichrangig nebeneinander. Das Nichtoffene Verfahren er-
fordert jedoch zwingend einen vorgeschalteten 6ffentlichen Teilnahmewettbewerb?, aufgrund des-
sen ausgewihlte Unternehmen zur Abgabe von Angeboten aufgefordert werden. Verhandlungen
liber den Inhalt der abgegebenen Angebote sind hier unzulissig, Aufklirung und Nachforderung von
Unterlagen eingeschrankt zuldssig.

1.5.2 Verhandlungsverfahren mit und ohne Teilnahmewettbewerb (EU-
weit)

Ein Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb steht 6ffentlichen Auftraggebern nur aus-
nahmsweise zur Verfiigung, wenn zum Beispiel bei der Einleitung des Verfahrens die den Bediirfnis-
sen des Auftraggebers entsprechende Leistung nicht eindeutig umschrieben werden kann, weil sie zu
komplex ist oder bislang nicht am Markt verfiigbare Lésungen erfordert, konzeptionelle oder inno-
vative Losungen umfasst oder, falls ein (Nicht) Offenes Verfahren zu keinem annehmbaren Ergebnis
gefiihrt hat. Die genauen Voraussetzungen ergeben sich aus § 14 Absatz 3 VgV.

Das Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb ist zweistufig ausgestaltet, das heifdt, nach
vorgeschaltetem 6ffentlichen Teilnahmewettbewerb werden ausgewihlte Unternehmen zur Ange-
botsabgabe aufgefordert.

17§14 UVgO - Direktvergabe

8§50 UVgO - Sonderregelung zur Vergabe von freiberuflichen Leistungen

19§ 8 UVgO - Wahl der Verfahrensart

2 Gilt fir Auftrage im Bereich der VgV, VSVgV sowie der VOB/A-EU; in SektVO und KonzVgV gilt diese Einschrinkung nicht.
1 § 14 Absatz 2 VgV - Wahl der Verfahrensart

Bei Fragen oder Anmerkungen zum Dokument: info@pd-g.de


Hinweis
Kommentar zu Text
Dieses Dokument bezieht sich auf die Jahre 2022-2024. Bitte beachten Sie, dass im Jahr 2025 Direktaufträge im Anwendungsbereich von Nr. 3.1. ANBest-P bis zu einem Auftragswert von 15.000 € ohne Umsatzsteuer vergeben werden können.


Seite 24 von 66

Ein Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb ist nur ausnahmsweise zulissig, falls einer
der Ausnahmetatbestinde des § 14 Absatz 4 VgV vorliegt.

Nach der Aufforderung zur Angebotsabgabe wird in aller Regel anschlieflend tiber den Inhalt der ab-
gegebenen (Erst-)Angebote verhandelt, um diese zu verbessern. Dabei darf tiber den gesamten Ange-
botsinhalt verhandelt werden mit Ausnahme der festgelegten Mindestanforderungen und Zuschlags-
kriterien®’. Die Auswahl des erfolgreichen Bieters erfolgt erst auf der Grundlage der eingereichten
endgiiltigen Angebote, wobei bei mehreren Verhandlungsrunden gegebenenfalls das Bieterfeld auf
Basis von Zwischenwertungen (ggf. stufenweise) verkleinert werden kann?. Falls der 6ffentliche Auf-
traggeber einen entsprechenden Vorbehalt in der Auftragsbekanntmachung bzw. Aufforderung
zur Interessensbestitigung veroffentlicht, kann er den Zuschlag ausnahmsweise auch ohne Ver-
handlung direkt auf der Grundlage der Erstangebote vergeben*.

Das Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb (oder alternativ: das Verfahren des Wettbe-
werblichen Dialogs, siehe folgenden Abschnitt) ist in der Regel fiir die Vergabe von Architekten- und
Ingenieurleistungen anzuwenden®.

1.5.3 Wettbewerblicher Dialog (EU-weit)

Das Verfahren des Wettbewerblichen Dialogs ist grundsitzlich unter den gleichen Voraussetzungen
zulidssig wie ein Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb?.

Es ist ein mehrstufiges Verfahren: Im Anschluss an einen 6ffentlichen Teilnahmewettbewerb werden
ausgewdihlte Unternehmen zunichst zur Teilnahme am Dialog eingeladen und nach dessen Abschluss
zur Abgabe eines Angebots aufgefordert.

Auch dieses Verfahren steht regelmifig fiir die Vergabe von Architekten- und Ingenieurleistungen
zur Verfiigung?.

2§17 Absatz 10 Satz 2 VgV - Verhandlungsverfahren
2§17 Absatz 12 VgV - Verhandlungsverfahren

24§17 Absatz 11 VgV - Verhandlungsverfahren

* § 74 VgV - Verfahrensart

6§ 14 Absatz 3 VgV - Wahl der Verfahrensart

*7§74 VgV - Verfahrensart
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1.5.4 Innnovationspartnerschaft (EU-weit)

Die Innovationspartnerschaft bezieht sich auf Liefer- und Dienstleistungen, die in der gewiinschten
Form noch nicht auf dem Markt vorhanden sind, sondern erst im Rahmen eines Forschungs- oder
Innovationsprojektes entwickelt und anschliefRend erworben werden sollen. Auch hier werden nach
einem o6ffentlichen Teilnahmewettbewerb ausgewihlte Unternehmen zur Abgabe von Projektange-
boten aufgefordert, tiber deren Inhalt anschlieflend verhandelt wird, um sie zu verbessern. Dies kann
iiber mehrere Phasen geschehen, in denen die Zahl der Bewerber schrittweise verringert wird?.

Eine Besonderheit gilt fiir die Vergabe von 6ffentlichen Auftragen tiber soziale oder andere besondere Dienstleistun-
gen, die in Anhang XIV der RL 2014/24/EU * aufgefiihrt sind: Neben dem hoheren Schwellenwert (s. 0.), steht hier
dem Auftraggeber die Wahl des Verfahrens, mit Ausnahme des Verhandlungsverfahrens ohne Teilnahmewettbewerb,
frei.

1.6 Ausnahmen von der Pflicht zur Durchfiihrung eines Verga-
beverfahrens

Das GWB legt in §§ 107, 108, 109, 116, 117 und 145 Ausnahmen von seinem Anwendungsbereich fest,
die unter anderem spezielle Dienstleistungen oder Tétigkeiten, vorrangige Vergabeverfahrensrege-
lungen sowie den Bereich der 6ffentlich-6ffentlichen Zusammenarbeit betreffen. Durch den Verweis
in § 1 Absatz 2 UVgO?¥ gelten diese Ausnahmen auch im Hinblick auf die Vergabe von Liefer- und
Dienstleistungen im Unterschwellenbereich.

Auflerdem konnen im Einzelfall auch Begriindungen im Sinne von § 14 Absatz 4 VgV* bzw. § 3a Ab-
satz 3 EU VOB/A?* dazu fiihren, dass im Ergebnis mit nur einem einzigen Unternehmen verhandelt
oder gar direkt beschafft werden darf. In solch einem Fall sollten gegebenenfalls Vorab-Bekanntma-
chungen im Sinne von § 135 GWB im EU-Amtsblatt veroffentlicht werden.

*§19 VgV - Innnovationspartnerschaft

2 §1UVgO - Gegenstand und Anwendungsbereich

%§14 VgV - Wahl der Verfahrensart

%1 § 3a Absatz 3 EU VOB/A - Zulissigkeitsvoraussetzungen
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1.7 Wahl der Vergabeordnung

Die anzuwendende Vergabeordnung bestimmt sich folgendermafien:

Tabelle 2 Ubersicht Vergabeordnungen

Art der auszuschreibenden Leistung Anzuwendende
Vergabeordnung

Vergabe von Liefer- oder Dienstleistungsauftrigen

- Im Oberschwellenbereich
(auch fiir Architekten- und Ingenieurleistungen)

VgV

- Im Unterschwellenbereich UVgO
Vergabe von Bauleistungsauftrigen

- Im Oberschwellenbereich VOB/A (2. Abschnitt - ,VOB/A-EU%)

- Im Unterschwellenbereich VOB/A (1. Abschnitt)

Vergabe von Konzessionen KonzVgV
Vergabe von Auftriagen im Sektorenbereich SektVO
Vergabe von Auftrigen in den Bereichen Verteidigung und Sicherheit VSvgVv

Bei gemischten Auftrigen ist danach zu entscheiden, wo der Schwerpunkt des Auftragsvolumens
liegt bzw. welchen Regeln der ,,Hauptgegenstand“ der Leistung zuzuordnen ist**

%2 §§ 110,111 GWB - Vergabe von 6ffentlichen Auftrigen und Konzessionen, deren Teile unterschiedlichen rechtlichen Regelungen unterliegen
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2 Vorbereitung

Die Vergabeunterlagen sind das Kernstiick der Ausschreibung und mit grofier Sorgfalt zu erstellen.
Sie bestehen in der Regel aus:

— dem Anschreiben als Aufforderung zur Abgabe von Angeboten oder Teilnahmeantrigen oder Be-
gleitschreiben fiir die Abgabe der angeforderten Unterlagen,

— den Bewerbungsbedingungen und

— den Vertragsunterlagen, die aus der Leistungsbeschreibung und den Vertragsbedingungen (be-
achte VOL/B oder VOB/B) bestehen.

> § 21 UVgO, § 8 VOB/A bzw. § 29 VgV, § 8 EU VOB/A

2.1 Leistungsbeschreibung

Der Auftraggeber muss die zu beschaffende Leistung bzw. das zu beschaffende Produkt so eindeutig
und erschopfend beschreiben wie moglich, so dass die Beschreibung fiir alle Unternehmen im glei-
chen Sinne verstindlich ist und die Angebot miteinander verglichen werden konnen?*. Hierin sind
alle den Preis beeinflussenden Faktoren anzugeben. Die Leistung ist grundsétzlich produktneutral zu
beschreiben. Ausnahmen konnen nur im Einzelfall durch die besondere Art der Leistung gerechtfer-
tigt sein*, wobei die Rechtfertigung genau zu dokumentieren ist.

Die Leistungsbeschreibung gibt somit einen umfassenden Uberblick iiber das Vorhaben, unter ande-
rem mit:

— den auszufithrenden Leistungen,
— den oOrtlichen Verhiltnissen und
— dem zeitlichen Ablauf der Leistungen.

Die Beschreibung enthilt die vom Auftraggeber zur Verfiigung gestellten Ausfiihrungsunterlagen,
wie Arbeitsauftrige und die vom Auftragnehmer anzufertigenden Unterlagen (Zeitpline, Dokumen-
tationen).

Soll bei einem Liefer- oder Dienstleistungsauftrag der Vertrag absehbar wihrend der Laufzeit gein-
dert oder nach dem Ende der Laufzeit verlingert werden, ohne ein neues Vergabeverfahren durch-
fiilhren zu miissen, so sollte eine entsprechende Option bereits in der Leistungsbeschreibung ver-
merkt werden.

> § 47 Absatz 1 UVgO, § 132 Absatz 2 Nr. 1 GWB

Ansonsten sind nachtrigliche Anderungen férmlich ausgeschriebener Leistungen nach Zuschlag nur
in den Grenzen der §§ 132 GWB, 47 UVgO, 22 VOB/A zulissig.

33 § 121 GWB - Leistungsbeschreibung
34 vgl. § 31 Absatz 6 VgV - Leistungsbeschreibung
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Als Nachweis dartiiber, dass eine Leistung den in der Leistungsbeschreibung geforderten Merkmalen
entspricht, kann der 6ffentliche Auftraggeber die Vorlage von Giitezeichen verlangen, sofern

— diese lediglich Kriterien betreffen, die mit dem Auftragsgegenstand in Verbindung stehen und zur
Bestimmung der geforderten Merkmale geeignet sind,

— die Giitezeichen-Anforderungen auf objektiv nachpriifbaren, nichtdiskriminierenden Kriterien
basieren,

— diese Giitezeichen im Rahmen eines offenen und transparenten Verfahrens eingefiihrt werden,

— die Giitezeichen fiir alle Betroffenen zugédnglich sind und

— die Anforderungen an die Giitezeichen von einem Dritten festgelegt werden, auf den der beantra-
gende Unternehmer keinen Einfluss hat.

Macht der 6ffentliche Auftraggeber von dieser Moglichkeit Gebrauch, muss er auch andere gleich-
wertige Giitezeichen akzeptieren.

Bei der Beschaffung von Leistungen im Oberschwellenbereich, die zur Nutzung durch natiirliche Personen vorgese-
hen sind, ist der Grundsatz der Barrierefreiheit zu beachten. Falls in der Leistungsbeschreibung von diesem Erfor-
dernis abgewichen wird, ist dies in der Dokumentation zu begriinden.

§§ 23, 24, 47 Absatz 1 UVgO, § 7 VOB/A bzw. §§ 121, 132 Absatz 2 Nr. 1 GWB,
' §§ 31,34 VgV, §§ 7 EU ff. VOB/A

2.2 Aufteilung nach Losen

Je nach Art und Umfang der ausgeschriebenen Leistung bzw. des ausgeschriebenen Produkts hat die
Vergabe in mehreren Losen zu erfolgen. Dabei wird zum einen hinsichtlich der Menge aufgeteilt (Teil-
lose), zum anderen hinsichtlich des betroffenen Fachgebiets (Fachlose).

Ausnahmsweise kann auf die Aufteilung in Lose verzichtet werden, wenn wirtschaftliche oder tech-
nische Griinde dies erfordern, wobei diese in der Dokumentation anzugeben sind.

Eine Hilfestellung bei der Beurteilung, ob und inwieweit eine Aufteilung in Lose notwendig und sinn-
voll ist, kann ein vom BMWi zur Verfiigung gestelltes Berechnungstool & bieten, das Sie zusammen
mit einem Leitfaden auf der Homepage des Ministeriums (im Flieftext, Absatz 2 Unterabsatz 5) zum
Download finden.

> §22 UVgO, § 5 Absatz 2 VOB/A bzw. § 97 Absatz 4 GWB, § 5 Absatz 2 EU VOB/A
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2.3 Zuschlagskriterien

Jede Beschaffung steht unter dem Gebot der ,,Wirtschaftlichkeit“. Der Zuschlag ist auf das — unter Be-
riicksichtigung aller Umstdnde - wirtschaftlichste Angebot, das heifdt, mit dem besten Preis-Leis-
tungs-Verhiltnis entsprechend der festgelegten Zuschlagskriterien, zu erteilen. Der niedrigste Preis
allein muss nicht ausschlaggebend sein. Sofern jedoch keine weiteren Kriterien angegeben sind, ent-
scheidet einzig und allein der Preis.

Ansonsten konnen der Preis oder die (Lebenszyklus-)Kosten zusammen mit qualitativen, sozialen
oder umweltbezogenen Aspekten beriicksichtigt werden. Hierunter fallen auch die Organisation,
Qualifikation und Erfahrung des mit der Ausfithrung des Auftrags betrauten Personals; diese kon-
nen als Zuschlagskriterien aufgenommen werden, wenn die Qualitit des eingesetzten Personals er-
heblichen Einfluss auf das Niveau der Auftragsausfithrung haben kann. Dieser maf3gebende Einfluss
istin der Dokumentation zu begriinden, sollte aber in vielen Fillen moglich sein*.

Die Zuschlagskriterien sind in der Vergabebekanntmachung oder den Vergabeunterlagen anzugeben.

Sie miissen rechtlich zulissig sowie diskriminierungs- und willkiirfrei sein. Insbesondere miissen sie
zwingend einen Bezug zum Auftragsgegenstand aufweisen und angemessen sein.

Die Gewichtung der einzelnen Zuschlagskriterien ist anzugeben, andernfalls ist das Fehlen der Ge-
wichtung in der Dokumentation zu begriinden.

Es besteht zusitzlich die Méglichkeit, einen Festpreis vorzugeben und die Angebote allein anhand
der genannten qualitativen, sozialen und umweltbezogenen Aspekte zu qualifizieren.

> § 43 UVgO, § 16d Absatz 1 VOB/A bzw. § 58 Absatz 2 VgV, § 16d Absatz 2 EU VOB/A

35 Hierin zeigt sich eine Aufweichung der strengen Trennung von Zuschlags- und Eignungskriterien, allerdings muss der Bezug zum Auftragsgegenstand
nach wie vor bei allen Zuschlagskriterien gegeben sein.
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2.4 Anforderungen an die Eignung des Bieters

Die Bieter haben nachzuweisen, dass sie fiir die Ausfithrung des Auftrags grundsitzlich geeignet (leis-
tungsfihig und fachkundig) sind und, dass bei ihnen keine Ausschlussgriinde vorliegen bzw. dass sie
zuverlassig sind.

Diese sogenannten Eignungskriterien untergliedern sich in vier Kategorien (siehe Abbildung 3):

1. Nichtvorliegen von Ausschlussgriinden

2. Befihigung und Erlaubnis zur Berufsausiibung

3. Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfihigkeit
4. Technische und berufliche Leistungsfihigkeit

Diese Kategorien werden im Folgenden beispielhaft erldutert:

Ausschlussgriinde Befihigung zur Berufsausiibung
+ Zunichst Prifung, ob Ausschlussgriinde . : + Auszug aus Berufs- oder
B : Nicht- | Befdhigung N
ge_mal’é §]§d 1_23,124 GWB gegeben ist vorliegen | und Erlaubnis Handelsregister .
(Eigenerklarung) Ausschluss- BT + Kammerzulassungen (etwa beim
+ Ggf. Selbstreinigung geméfR § 125 GWB griinde | ausiibung Eipkauf von Rechtsben?tungs—
leistungen durch Anwilte)
Eignungskriterien Eignungskriterien
+ Mindestjahresumsatz (Gesamtumsatz sowie Wirtschaftliche | Technische und + Abschliefend (§ 46 111 VgV), insbes.:
relevantes Geschiiftsfeld). Grenzen: und finanzielle | berufliche

_ 5 + Referenzen aus den letzten drei Jahren
Leistungs- | Leistungs-

+ Max. Zweifache des geschatzten el fahigkeit + Angabe Anzahl technischer Fachkrifte

Auftragswerts
& + Zertifizierungen, insbes.

Qualititssicherung (DIN EN 1S0 9001)
+ Berufs- / Betriebshaftpflichtversicherung ‘ und Umweltmanagement (DIN EN ISO

+  Nur die letzten drei Geschéftsjahre

Deckungssumme muss der Héhe nach 14001) ,,oder gleichwertig”
bestimmt und angemessen sein)

Eignungsleihe ist mdglich!

Abbildung 3 Kategorien der Eignungskriterien

24.1 Nichtvorliegen von Ausschlussgriinden im Sinne von §§ 123, 124 GWB

Gemaif der UVgO und dem 2016 reformierten GWB stellt die Zuverlassigkeit kein Eignungskriterium
im eigentlichen Sinne mehr dar; vielmehr stellt die fehlende Zuverlissigkeit einen Ausschlussgrund
dar und ist daher unter dem Punkt ,Nichtvorliegen von Ausschlussgriinden zu priifen.

Flir Bauauftriage im Unterschwellenbereich sieht die VOB/A dagegen nach wie vor die Zuverlissigkeit
des Bieters als Eignungskriterium an.

> §§ 6a Absatz 1, 16b Absatz 1 VOB/A
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Inhaltlich ergibt sich daraus jedoch kein Unterschied, es handelt sich lediglich um eine andere Syste-
matik der Priifung.

Die Eignungskriterien miissen mit dem Auftragsgegenstand in Verbindung stehen, angemessen sein
und beziehen sich ausschliefflich auf die Befihigung und Erlaubnis zur Berufsausiibung, die wirt-
schaftliche und finanzielle Leistungsfihigkeit sowie die technische und berufliche Leistungsfihigkeit.

Die Ausschlussgriinde ergeben sich aus:
> §§ 123,124 GWB (i. V. m. §§ 31 Absatz 1 UVgO, 42 Absatz 1 VgV) bzw. aus § 16 VOB/A

Fiir den Beleg der Eignung und des Nichtvorliegens von Ausschlussgriinden sind im nationalen Be-
reich grundsitzlich Eigenerklirungen zu verlangen, deren Angaben durch den Auftragsgegenstand
gerechtfertigt sind; die Forderung weiterer Nachweise ist begriindungsbediirftig. Es ist zu empfehlen,
alle verlangten Eignungsnachweise in den Vergabeunterlagen in einer abschlieflenden Liste fiir die
Bieter iibersichtlich zusammenzustellen.

Die abgegebenen Eigenerklirungen (z. B. entsprechend der Formblitter der Vergabehandbiicher) sind
als konkret auftragsbezogene und endgiiltige Nachweise anzusehen. Werden im Liefer- und Dienst-
leistungsbereich von dem Bewerber Unterlagen vorgelegt, mit denen er in einem amtlichen Ver-
zeichnis oder Zertifizierungssystem eingetragen ist, so kann der 6ffentliche Auftraggeber die darin
enthaltenen Angaben nur noch in begriindeten Fillen in Zweifel ziehen (Eignungsvermutung).

Im Rahmen der UVgO sowie im Oberschwellenbereich nach VgV und VOB/A-EU kann der 6ffentliche
Auftraggeber als vorldufigen Beleg der Eignung die Vorlage einer Einheitlichen Européischen Eigen-
erklarung (s. Textbox) verlangen.

> §§ 31, 33, 35 UVgO, §§ 6a, 6b, 16 VOB/A bzw. §§ 122 ff. GWB, §§ 48, 50 VgV, §§ 6a EU,
6b EU, 16 EU VOB/A
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2.4.2 Befihigung und Erlaubnis zur Berufsausiibung

> §§ 33 UVgO, §§ 6a, 6b, 16 VOB/A bzw. §§ 122 ff. GWB, § 44 VgV, 16 EU VOB/A

243 Eignungsleihe

In der UVgO besteht sowohl bei Auftragen iiber Liefer- und Dienstleistungen im Unterschwellenbe-
reich als auch generell im Oberschwellenbereich die Méglichkeit der Eignungsleihe.

Fiir 6ffentliche Bauauftriage im Unterschwellenbereich ist dagegen in der VOB/A keine explizite ent-
sprechende Regelung vorgesehen.

Im Rahmen einer Eignungsleihe nimmt der Bewerber oder Bieter zur Erfiillung der geforderten

— wirtschaftlichen,

— finanziellen,

— technischen oder

— beruflichen Leistungsfihigkeit

die Kapazititen anderer Unternehmen in Anspruch. Typischerweise konnen die betreffenden Bewer-
ber oder Bieter erst durch die Inanspruchnahme der Kapazititen des dritten Unternehmens die Eig-
nungskriterien erfiillen.

Beispiele:
= Uberlassung von bestimmter Technik oder qualifiziertem Personal durch ein drittes Unternehmen;

= Verweis eines konzerngebundenen Unternehmens auf die Konzernmutter zum Nachweis seiner finanziel-
len Leistungsfihigkeit

Der Bewerber oder Bieter, der auf eine Eignungsleihe zuriickgreift, muss nachweisen, dass ihm die
zugesagten Kapazititen des dritten Unternehmens fiir die Auftragsausfithrung tatsichlich zur Verfii-
gung stehen werden und hierfiir zum Beispiel eine Verpflichtungserklarung desselben vorlegen. Es
gibt keine detaillierten Vorgaben fiir die Inhalte einer derartigen Verpflichtungserkliarung, sodass es
sich hiufig anbieten diirfte, den Bewerbern oder Bietern dafiir geeignete Vordrucke zur Verfiigung
zu stellen, wie etwa das Formblatt 236 aus dem Vergabehandbuch des Bundes Q

Es ist sicherzustellen, dass diese dritten Unternehmen ebenfalls die Anforderungen an Fachkunde,
Leistungsfahigkeit und Zuverlassigkeit erfiillen. Der 6ffentliche Auftraggeber priift daher auch die
Unternehmen, deren Kapazititen in Anspruch genommen werden sollen, auf die Erfiillung der gefor-
derten Eignungskriterien. Dabei schreibt er dem Bewerber bzw. Bieter vor, dass dieser solche Unter-
nehmen ersetzen muss, bei denen ein zwingender Ausschlussgrund nach § 123 GWB vorliegt. Zu-
dem kann der 6ffentliche Auftraggeber bestimmen, dass auch solche in Anspruch genommene
Unternehmen innerhalb einer bestimmten Frist zu ersetzen sind, auf die ein fakultativer Ausschluss-
grund nach § 124 GWB zutrifft.

Verwendet der Bewerber bzw. Bieter eine Einheitliche Européische Eigenerkldrung, so muss er fiir
jedes Unternehmen, auf dessen Kapazitit er zuriickgreifen will, eine weitere separate EEE an den 6f-
fentlichen Auftraggeber tibermitteln, um auch die Eignung der Nachunternehmen vorldufig nachzu-
weisen.
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Falls der Bewerber oder Bieter zur Erfiillung der wirtschaftlichen oder finanziellen Leistungsfihig-
keit auf die Kapazititen anderer Unternehmen zuriickgreifen moéchte, kann der 6ffentliche Auftrag-
geber entsprechend des Umfangs dieser Eignungsleihe eine gemeinsame Haftung des Bewerbers bzw.
Bieters und der anderen Unternehmen fiir die Auftragsausfithrung verlangen.

Bei EU-weiten Vergabeverfahren kann der 6ffentliche Auftraggeber vorschreiben, dass bestimmte kritische Aufgaben
bei Bau- oder Dienstleistungsauftriagen oder kritische Verlege- und Installationsarbeiten im Zusammenhang mit ei-
nem Lieferauftrag direkt vom Bieter selbst ausgefiihrt werden miissen. Eine generelle Pflicht des Bewerbers bzw. Bie-
ters, einen Eigenleistungsanteil zu erbringen, besteht jedoch nicht. In der UVgO ist ein noch weitergehendes Selbst-
ausfithrungsgebot in den Vorschriften tiber die Unterauftragsvergabe geregelt.

> § 34 UVgO, § 47 VgV, § 6d EU VOB/A

24.4 Unterauftragnehmer

Bei Vergabeverfahren tiiber Liefer- und Dienstleistungsauftrige sowie Bauauftrige im Oberschwel-
lenbereich haben die Bieter grundsétzlich die Moglichkeit, andere Unternehmen im Wege der Unter-
auftragsvergabe in die Leistungserbringung miteinzubeziehen.

Im Bereich der VOB/A ist fiir Verfahren im Unterschwellenbereich dagegen ein Selbstausfithrungs-
gebot normiert, dass aus der Anforderung der gewerbsmifligen Ausfiihrung von Leistungen der aus-
geschriebenen Art durch den Bieter selbst folgt. Es ist also nicht moglich, alle Leistungen durch Un-
terauftragnehmer ausfiihren zu lassen.

Auch in der UVgO ist fiir den 6ffentlichen Auftraggeber die Moglichkeit vorgesehen, ein Selbstaus-
fihrungsgebot festzulegen, das heifit, er kann vorschreiben, dass alle oder bestimmte Aufgaben un-
mittelbar vom Auftragnehmer selbst bzw. bei einer Bietergemeinschaft von einem ihrer Teilnehmer
auszufiihren sind.

Ist eine Unterauftragsvergabe nicht im Einzelfall ausgeschlossen, kann der 6ffentliche Auftraggeber
in der Auftragsbekanntmachung oder den Vergabeunterlagen verlangen, dass ein Bewerber oder Bie-
ter, der Unterauftragnehmer mit (einem Teil) der Leistung betrauen will, die vorgesehenen Unterauf-
tragnehmer zu benennen hat und vor der Zuschlagserteilung nachzuweisen hat, dass diese Unter-
nehmen die erforderlichen Mittel zur Erfiillung des Auftrags tatsdchlich zur Verfiigung stellen
werden, zum Beispiel mittels entsprechender Verpflichtungserklirungen der bezeichneten Unter-
nehmen.

Zubeachten ist,dass im Falle der Unterauftragsvergabe die volle Haftung des Hauptauftragnehmers
gegeniiber dem o6ffentlichen Auftraggeber bestehen bleibt, es wird kein Vertragsverhiltnis zwischen
offentlichem Auftraggeber und Unterauftragnehmer begriindet.

Die Unterauftragnehmer haben bei der Auftragsausfiihrung alle fiir sie geltenden rechtlichen Ver-
pflichtungen sowie etwaige durch den 6ffentlichen Auftraggeber festgelegte Ausfithrungsbedin-
gungen im Sinne des § 128 GWB?¢ einzuhalten.

36 § 128 GWB - Auftragsausfithrung
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Vor der Zuschlagserteilung tiberpriift der 6ffentliche Auftraggeber die Unterauftragnehmer im Hin-
blick auf das Vorliegen von Ausschlussgriinden, wobei er dem Bieter bei Vorliegen eines Ausschluss-
grundes nach § 123 GWB?* zwingend vorschreibt bzw. nach § 124 GWB?* fakultativ vorschreiben kann,
den betroffenen Unterauftragnehmer zu ersetzen.

> §§ 123,124 GWB

Beruft sich der Bieter zum Nachweis seiner Eignung zugleich im Wege der Eignungsleihe auf die Ka-
pazititen eines Unterauftragnehmers beziiglich der wirtschaftlichen und finanziellen oder techni-
schen und beruflichen Leistungsfihigkeit, so hat dieser Unterauftragnehmer auch die Anforderungen
an die Eignungsleihe zu erfiillen.

> §47 VgV

Der o6ffentliche Auftraggeber kann die Bewerber und Bieter auffordern, in ihrem Angebot - soweit
zumutbar - die vorgesehenen Unterauftragnehmer und ihre jeweilige Leistung zu benennen. Falls das
betreffende Angebot eine Chance auf den Zuschlag besitzt, kann der 6ffentliche Auftraggeber diese
Angaben sowie Nachweise iiber die Eignung der benannten Unterauftragnehmer verlangen.

> § 6 Absatz 3 VOB/A, § 26 UVgO, § 36 VgV, § 8 EU VOB/A

2.5 Informationen iiber KMU-Eigenschaft (nur fiir EU-weite
Ausschreibungen)

Dazu einem spiteren Zeitpunkt — bei der Bekanntmachung iiber vergebene Auftrige sowie im Rah-
men der jihrlichen Statistik - Angaben dariiber zu machen sind, ob die bezuschlagten Bieter kleine
oder mittlere Unternehmen (KMU) im Sinne der EU-KMU-Definition (Ubersicht auf der Seite des
Instituts fiir Mittelstandsforschung BonnX sind, ist es sinnvoll, in den Vergabeunterlagen darauf
hinzuweisen, dass diese Eigenschaft bei der Einreichung des Angebots gegebenenfalls anzugeben ist.

37 § 123 GWB - Zwingende Ausschlussgriinde
38 § 124 GWB - Fakultative Ausschlussgriinde
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3  Durchfithrung

Dieser Abschnitt gibt einen Uberblick iiber den grundlegenden Ablauf eines Vergabeverfahrens. Auf
die Besonderheiten einzelner Verfahrensarten wird an den entsprechenden Stellen hingewiesen. De-
tails sind in den am Ende eines jeden Abschnitts angegebenen Vorschriften zu finden.

Vor Beginn eines Verfahrens ist anhand des zeitlichen Ablaufs eines Vergabeverfahrens genau festzu-
legen, wann welche Schritte zu unternehmen sind. Beachten Sie insbesondere die einzuhaltenden
Fristen Q

Fiir die Durchfiihrung eines kompletten Vergabeverfahrens kann - grob geschitzt, bei straffer Fiih-
rung und jeweils ziigigen Entscheidungen - mit folgenden Zeitraumen gerechnet werden:

Tabelle 3 Grob geschitzter Zeitraum fiir ein Verfahren

Grob geschitzter Zeitraum fiir ein Verfahren

Vel (ohne Vorbereitung und Auswertung)

EU-weite Vergabe 4 Monate
Nationale Vergabe 6-8 Wochen
Verhandlungsvergabe / Freihindige Vergabe 3-4Wochen

3.1 Vorinformation (nur fiir EU-weite Ausschreibungen)

Im Rahmen von EU-weiten Ausschreibungen kann der 6ffentliche Auftraggeber eine Vorinforma-
tion* iiber die geplante Vergabe vertffentlichen, indem er sie an das Amt fiir Ver6ffentlichungen der
EU tibersendet (das sie wiederum im Supplement zum Amtsblatt der EU (TED Q )
veroffentlicht) oder, indem er sie in seinem Beschafferprofil ver6ffentlicht und die Information dar-
iiber dem Amt iibermittelt.

Enthilt die Vorinformation die in Anhang I der Durchfiihrungsverordnung (EU) Nr. 2015/1986 X%
geforderten Informationen und wird mindestens 35 Tage und héchstens 12 Monate vor Auftragsbe-
kanntmachung an das Amt fiir Vert6ffentlichungen der EU ibermittelt, kann die Mindestfrist fiir den
Eingang von Angeboten im Offenen Verfahren auf 15 Kalendertage und im Nichtoffenen Verfahren
auf 10 Kalendertage verkiirzt werden.

Bei Nichtoffenen Verfahren und Verhandlungsverfahren kann nach der Veroffentlichung einer Vor-
information auf eine Auftragsbekanntmachung ganz verzichtet werden (Ausnahme: oberste Bundes-
behorden), falls die Vorinformation zusitzlich

— die Liefer- und Dienstleistungen benennt, die Gegenstand des zu vergebenden Auftrages sein wer-
den,

— den Hinweis enthilt, dass der Auftrag im Nichtoffenen Verfahren oder Verhandlungsverfahren
ohne gesonderte Auftragsbekanntmachung vergeben wird und

— die interessierten Unternehmen auffordert, ihr Interesse mitzuteilen.

> §38 VgV, § 12 EU VOB/A

39 § 38 VgV - Vorinformation
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3.2 Auftragsbekanntmachung bzw. Aufforderung zur Interes-
sensbestitigung

Die Auftragsbekanntmachung dient der Bekanntmachung des zu vergebenden Auftrags und stellt
gleichzeitig die Aufforderung zum Herunterladen der Vergabeunterlagen und zur Abgabe eines An-
gebots (Offentliche Ausschreibung/Offenes Verfahren) bzw. zur Einreichung eines Teilnahmeantrags
(fiir alle Verfahrensarten mit vorgeschaltetem Teilnahmewettbewerb) dar.

Nationale Auftragsbekanntmachungen

Bekanntmachungen iiber Liefer- und Dienstleistungsauftrage im Rahmen der UVgO sind zwingend
auf der Internetseite des Auftraggebers oder auf Internetportalen zu veréffentlichen und miissen
zentral iiber die Suchfunktion auf www.bund.de ermittelt werden konnen. Zusétzlich konnen Auf-
tragsbekanntmachungen zum Beispiel in Tageszeitungen, amtlichen Veréffentlichungsbliattern oder
Fachzeitschriften veroffentlicht werden.

Bei der Vergabe von Bauleistungen nach VOB/A stehen dem 6ffentlichen Auftraggeber die genannten
Veroffentlichungsmedien wahlweise zur Verfiigung.

Die Auftragsbekanntmachung muss alle Informationen enthalten, die fiir die Entscheidung des Bie-
ters liber die Teilnahme relevant sind.

§ 28 Absatz 2 UVgO bzw. § 12 Absatz 1 Nr. 2 VOB/A.

Insbesondere ist darin die elektronische Adresse anzugeben, unter der die Vergabeunterlagen un-
entgeltlich, uneingeschrinkt, vollstindig und direkt abgerufen werden konnen bzw. die Kontaktda-
ten der Stelle, bei der sie angefordert werden konnen®.

Der Auftraggeber legt entsprechend fest, in welcher Form die Angebote bzw. Teilnahmeantrige ein-
zureichen sind*.

> § 28 Absatz 2 Nr. 3 UVgO bzw. § 13 VOB/A

Will der offentliche Auftraggeber bei Verfahren mit Teilnahmewettbewerb die Zahl geeigneter Be-
werber, die zur Angebotsabgabe aufgefordert werden sollen, begrenzen, sind die entsprechende Min-
destzahl (beim Nichtoffenen Verfahren mind. 5, ansonsten mind. 3) und die Hochstzahl sowie die vor-
gesehenen objektiven und nichtdiskriminierenden Eignungskriterien zur Begrenzung der
Bewerberzahl in der Auftragsbekanntmachung anzugeben.

> §§ 36 UVgO, 51 VgV bzw. 3b EU VOB/A

40 Das gezielte Anfordern von Vergabeunterlagen beim Auftraggeber wird kiinftig sehr selten notwendig sein, da nach der UVgO nun auch im Liefer- und
Dienstleistungsbereich grundsitzlich eine elektronische Adresse zum Herunterladen der Vergabeunterlagen anzugeben ist.

41 Hier wurde schrittweise eine rein elektronische Kommunikation eingefiihrt: So legt § 38 UVgO fest, dass der 6ffentliche Auftraggeber ab dem 01.01.2019
die Einreichung von Angeboten und Teilnahmeantrigen in Textform nach § 126 b BGB auf elektronischem Wege zu akzeptieren hatte — auch wenn er eine
andere Form vorgeschrieben hatte (Absatz 2) und dass dariiber hinaus Auftraggeber ab dem 01.01.2020 die elektronische Ubermittlung von Angeboten oder
Teilnahmeantrigen vorzuschreiben haben (Absatz 3)
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3.3 Auftragsbekanntmachungen in EU-Vergabeverfahren

Wird ein Auftrag ohne vorherige Veroffentlichung einer Bekanntmachung vergeben, ohne dass dies durch das GWB
gestattet ist, und wird dieser Verstof in einem Nachpriifungsverfahren festgestellt, so ist der Auftrag nach § 135 GWB
von Anfang an unwirksam.

> §§ 27, 28, 36 UVgO, § 12 VOB/A bzw. §§ 37, 38 Absatz 5, 41, 51, 52 Absatz 3 VgV, §§ 12 EU,
12a EU, 3b EU VOB/A

Im Falle von Verfahren ohne Teilnahmewettbewerb (Beschrinkte Vergaben ohne Teilnahmewett-
bewerb, Verhandlungsvergaben ohne Teilnahmewettbewerb und Freihidndige Vergaben (VOB/A na-
tional) bzw. Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb (EU-weit)) entféllt die Auftragsbe-
kanntmachung und die ausgewidhlten Unternehmen werden direkt zur Abgabe von Angeboten
aufgefordert.

Im Bereich der UVgO gilt zur Ex-post-Veroffentlichung:

Der Auftraggeber informiert nach der Durchfithrung einer Beschriankten Ausschreibung ohne Teil-
nahmewettbewerb oder einer Verhandlungsvergabe ohne Teilnahmewettbewerb fiir die Dauer von
drei Monaten tiiber jeden so vergebenen Auftrag ab einem Auftragswert von 25.000 Euro ohne Um-
satzsteuer auf seinen Internetseiten oder auf Internetportalen.

> §30 UVgO

42 Dabei aber die Grenzen des § 9 Absatz 3 S. 2 VgV beachten!
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34 Teilnahmewettbewerb

Bei Verfahren, denen ein 6ffentlicher Teilnahmewettbewerb vorgeschaltet ist, werden die eingereich-
ten Teilnahmeantrige (oder Interessensbestitigungen) zunichst auf Vollstindigkeit und fachliche
Richtigkeit und die Bewerber auf ihre allgemeine Eignung hin tiberpriift. Sollten Unterlagen fehlen,
kann der 6ffentliche Auftraggeber diese nachfordern und eine bestimmte Frist vorsehen, innerhalb
derer sie nachgereicht werden kénnen*.

Alle Bewerber, die die vom 6ffentlichen Auftraggeber geforderten Eignungsnachweise vorgelegt und
insbesondere das Nichtvorliegen von Ausschlussgriinden belegt haben, werden (vorbehaltlich des
nachfolgenden Absatzes zur Begrenzung der Unternehmenszahl) zur Abgabe eines Angebots aufge-
fordert. Sollten die Vergabeunterlagen ausnahms- und zulissigerweise nicht elektronisch iiber einen
Downloadlink breitgestellt werden, sind den ausgewihlten Unternehmen mit der Aufforderung zur
Angebotsabgabe die Vergabeunterlagen zuzusenden.

> §§ 123,124 GWB (i. V. m. § 31 Absatz 1 UVgO) bzw. § 6 Absatz 2 VOB/A

Die Zahl der Unternehmen, die zur Angebotsabgabe aufgefordert werden, kann im Rahmen der UVgO
sowie bei EU-weiten Verfahren von Anfang an begrenzt werden, wobei dies in der Auftragsbekannt-
machung oder der Aufforderung zur Interessensbestitigung anzugeben ist.

Sonderfille Wettbewerblicher Dialog* und Innovationspartnerschaft*: Diese Verfahrensarten sind wie ein Ver-
handlungsverfahren mehrstufig ausgestaltet, das heif’t, der Teilnahmewettbewerb dient hier zunéichst nur dazu, ge-
eignete Unternehmen auszuwéhlen, die zur Teilnahme am Dialog eingeladen bzw. zur Abgabe eines Erstangebots in
Form eines Forschungs- oder Innovationsprojektes aufgefordert werden. Im Zuge der darauffolgenden Verhandlun-
gen kann die Zahl der Bewerber wie im Verhandlungsverfahren sukzessive verringert werden, bis schlief’lich an die
verbleibenden Unternehmen eine Aufforderung zur Abgabe eines finalen Angebots erfolgt. Auf diese Verfahrensge-
staltung ist in der Auftragsbekanntmachung oder den Vergabeunterlagen hinzuweisen.

> §§ 36, 37, 41, 42 UVgO, § 12a VOB/A bzw. §§ 42 Absatz 2, 51 VgV, § 3b Absatz 2 Nr. 3 EU
VOB/A

43 Der offentliche Auftraggeber kann in der Auftragsbekanntmachung oder den Vergabeunterlagen allerdings auch festlegen, dass er keine Unterlagen nach-
fordern wird.

44 § 18 VgV - Wettbewerblicher Dialog

45 § 19 VgV - Innovationpartnerschaft
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3.5 Angebotsphase

In der Zeit vor der Abgabe der Angebote haben die Bieter Gelegenheit, Riickfragen zu den Vergabe-
unterlagen zu stellen, zum Beispiel, wenn die Leistungsbeschreibung nicht eindeutig zu verstehen ist.
Der offentliche Auftraggeber hat die Bieterfragen moglichst umgehend und prizise zu beantworten.
Die Fragen und zugehorigen Antworten werden allen Bewerbern/Bietern jeweils zeitgleich in anony-
misierter Form zur Verfiigung gestellt.

Die VOB/A schreibt dabei vor, dass die zusitzlich angeforderten, sachdienlichen Auskiinfte den Un-
ternehmen unverziiglich zu erteilen sind.

Auch im Falle von Anderungen der Vergabeunterlagen durch den 6ffentlichen Auftraggeber ist allen
potenziellen Bietern die Moglichkeit der Kenntnisnahme davon zu geben. Es soll ihnen gentigend Zeit
eingerdumt werden, ihre Angebote entsprechend anzupassen, sodass gegebenenfalls die Angebots-
frist angemessen zu verlingern ist.

Nachdem der 6ffentliche Auftraggeber sowohl bei Verfahren nach der UVgO als auch bei Verfahren
im Oberschwellenbereich durch die elektronische Bereitstellung der Vergabeunterlagen in der Regel
keine zuverlissigen Informationen iiber die interessierten potenziellen Bieter hat, erfolgt die Be-
kanntmachung von zusitzlich zur Verfiigung gestellten Informationen oder etwaigen Anderungen
der Vergabeunterlagen ebenfalls jeweils {iber die Internetadresse, unter der die Vergabeunterlagen
abgerufen werden kénnen.

Falls der 6ffentliche Auftraggeber jedoch mit einer freiwilligen Registrierung die Zusage verbunden
hat, die Unternehmen, die sich freiwillig registriert haben, iiber Anderungen der Fristen oder Verga-
beunterlagen unmittelbar zu informieren, sind an diese registrierten Unternehmen die entsprechen-
den Informationen zu iibermitteln. Alle anderen interessierten Unternehmen miissen sich selbstin-

dig tiber etwaige neue oder geinderte Informationen auf der Vergabeplattform informieren.

> § 13 Absatz 4 UVgO, § 12a Absatz4 VOB/A, § 20 Absatz 3 VgV, §§ 10a Absatz 6 EU, 12a Absatz
3EUVOB
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3.6  Angebotsoéffnung

Sind im VOB-Unterschwellenbereich schriftliche Angebote zugelassen, ist bei Ausschreibungen fiir
die Offnung und Verlesung (Submission) der Angebote ein Offnungstermin abzuhalten, in dem auf3er
der Vergabestelle auch die Bieter und ihre Bevollmichtigten zugegen sein diirfen* . Sind im VOB-
Unterschwellenbereich nur elektronische Angebote zugelassen, wird die Offnung der Angebote von
mindestens zwei Vertretern/Vertreterinnen des Auftraggebers gemeinsam an einem Termin (Off-
nungstermin) unverziiglich nach Ablauf der Angebotsfrist durchgefiihrt38.

Im Bereich der UVgO gilt: Die Offnung der Angebote wird von mindestens zwei Vertretern/Vertrete-
rinnen des Auftraggebers gemeinsam an einem Termin unverziiglich nach Ablauf der Angebotsfrist
durchgefiihrt. Bieter sind nicht zugelassen*’.

Auch bei EU-weiten Vergaben ist sowohl im Bau- als auch im Dienstleistungsbereich bei der Offnung
der Teilnahmeantrége, Interessensbestitigungen oder Angebote die Anwesenheit der Bieter nicht ge-
stattet; es gilt ebenfalls das Vier-Augen-Prinzip mit jeweils zwei Vertretern/Vertreterinnen des Auf-
traggebers.

> § 14 (a) VOB/A, § 40 Absatz 2 UVgO bzw. § 55 VgV, § 14 (a) EU VOB/A

46 vgl. § 14a VOB/A - Offnung der Angebote, Eréffnungstermin bei Zulassung schriftlicher Angebote
47 vgl. § 40 UVgO - Offnung der Teilnahmeantrige und Angebote
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4 Auswertung und Abschluss

4.1 Priifung und Wertung der Angebote

Die Priifung und Wertung der Angebote erfolgt grundsitzlich in vier Schritten:
1. Zunichst sind die Angebote auf

— rechtzeitigen Eingang,

— Einhaltung der vorgeschriebenen Form (z. B. Textform, Einreichung tiber Vergabeplattform, Na-
mensangabe der die Erklirung abgebenden Person, ggf. erforderliche Unterschrift/Signatur etc.),

— Vollstiandigkeit (geforderte Unterlagen, Preisangaben u.a.),

— fachliche und rechnerische Richtigkeit,

— etwaige unzulissige Anderungen der Vergabeunterlagen,

— Anhaltspunkte fiir wettbewerbsbeschrinkende Abreden und

— Zulissigkeit etwaiger Nebenangebote

zu Uberpriifen. Formal oder inhaltlich unzureichende Angebote sind auszuschliefien. Bis zu einer
festzulegenden Nachfrist konnen Erklirungen und Nachweise nachgefordert werden.

> §§ 41 UVgO bzw. 56 VgV, 16, 16a EU VOB/A

2. Anschlief}end ist bei Verfahren ohne Teilnahmewettbewerb die Eignung des Bieters anhand
der festgelegten Eignungskriterien zu iberpriifen. Insbesondere ist festzustellen, dass kein Aus-
schlussgrund nach §§ 123, 124 GWB* * vorliegt (s. Anforderungen an die Eignung des Bieters). Ange-
bote von Unternehmen, welche die Eignungskriterien abschliefend nicht erfiillen, sind zwingend
auszuschliefien. Falls ein Teilnahmewettbewerb mit entsprechender Eignungspriifung durchgefiihrt
wurde, wurde dieser Schritt bereits im Teilnahmewettbewerb abschliefRend erledigt (vgl. Teilnahme-
wettbewerb).

> § 42 UVgO bzw. § 57 VgV

3. Als Nichstes folgt die Uberpriifung der Angemessenheit des Preises. Falls der Preis im Verhilt-
nis zu der zu erbringenden Leistung ungewohnlich niedrig erscheint, verlangt der Auftraggeber vom
Bieter Aufklarung dariiber. Ausgeschlossen werden miissen Angebote, die nach der Aufklarung noch
immer offenbar in einem preislichen Missverhéltnis zur Leistung stehen, wenn der Preis zum Beispiel
auf unzuléssigen staatlichen Beihilfen beruht oder auf einer Verletzung gesetzlicher Vorschriften zu
Steuern, Sozialabgaben und Mindestarbeitsbedingungen. Angebote kénnen ausgeschlossen werden,
wenn durch den niedrigen Preis die erfolgreiche Durchfiihrung des Auftrages ernsthaft gefihrdet ist
oder der niedrige Preis durch den Bieter nicht plausibel erklirt werden konnte.

> § 44 Absatz 1 UVgO, § 16d Absatz 1 VOB/A bzw. § 60 Absatz 1 VgV, § 16d EU Absatz 1 VOB/A

48 §§ 123,124 GWB - Zwingende Ausschlussgriinde
49 Gegebenenfalls i. V. m. § 31 Absatz 1 UVgO - Auswahl geeigneter Unternehmen; Ausschluss von Bewerbern und Bietern
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4. Schlieflich ist aus den verbleibenden Angeboten das nach den Zuschlagskriterien wirtschaft-
lichste auszuwihlen. Hier ist die Erfiillung der geforderten Zuschlagskriterien zu tiberpriifen, das Er-
gebnis in eine Bewertungsmatrix einzutragen und jeweils mit der vorher festgelegten Gewichtung zu
berechnen, um so das Angebot mit dem besten Preis- Leistungs- Verhiltnis zu ermitteln.

> §43 UVgO, § 16d Absatz 1 VOB/A bzw. §§ 58,59 VgV, § 16d EU Absatz 2 VOB/A

Im Liefer- und Dienstleistungsbereich kann der Auftraggeber bei einer 6ffentlichen Ausschreibung
bzw. einem Offenen Verfahren, die Angebotspriifung vor der Eignungspriifung durchfithren und da-
mit nur die Angebote geeigneter Bieter auf Vollstindigkeit sowie fachliche und rechnerische Richtig-
keit Giberpriifen® .

> § 31 Absatz 4 UVgO bzw. § 42 Absatz 3 VgV

Im Bauleistungsbereich ist bei nationalen Ausschreibungen nach der VOB/A diese leicht abgewan-
delte Priifungsreihenfolge zwingend vorgesehen: Hier ist zunichst die Eignung der Bieter zu iiber-
priifen, anschlieffend werden die Angebote geeigneter Bieter unter anderem auf ihre rechnerische,
technische und wirtschaftliche Richtigkeit gepriift. Bei EU-weiten Verfahren im Bauleistungsbereich
besteht beziiglich der Priifungsreihenfolge Wahlfreiheit.

> §§ 16b Absatz 1, 2 EU VOB/A, 16c VOB/A

Auch fiir den Fall, dass Einheitliche Europiische Eigenerkliarungen (EEE) verwendet werden, dn-
dert sich die Priifungsreihenfolge leicht: Da diese lediglich einen vorlidufigen Nachweis fiir die Eig-
nung des Bieters darstellen, werden die konkreten Einzelnachweise erst am Schluss von demjenigen
Bieter angefordert, der das wirtschaftlichste Angebot abgegeben hat. Ungeachtet dessen kann der 6f-
fentliche Auftraggeber jedoch auch schon davor, wihrend des ganzen Verfahrens, Bewerber oder Bie-
ter dazu auffordern, die genannten Einzelnachweise zu erbringen®'.

> §§ 33-35 UVgO bzw. §§ 44-49 VgV

Zu beachten ist, dass der Ausschluss eines Haupt- oder Nebenangebotes, der nicht aufgrund mangeln-
der Bietereignung erfolgt ist, nicht den automatischen Ausschluss anderer Angebote desselben Bie-
ters zur Folge hat.

50 Entspricht dem Vorgehen bei einem vorgeschalteten Teilnahmewettbewerb.
51§ 50 VgV - Einheitliche Europiische Eigenerklirung
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4.2 Vorabinformation (nur fiir EU-weite Ausschreibungen)

Bei Ausschreibungen im Oberschwellenbereich sind diejenigen Bieter, deren Angebote nicht beriick-
sichtigt werden sollen, vor dem Zuschlag dariiber zu informieren

— welches Unternehmen den Zuschlag erhalten soll,
— was die Griinde fiir die Nichtberiicksichtigung ihres jeweiligen Angebots sind und
— zu welchem Zeitpunkt der Vertragsschluss frithestens erfolgen darf.

Der Vertrag darf frithestens 15 Kalendertage (bei Unterrichtung per Brief) bzw. 10 Kalendertage (bei
Unterrichtung auf elektronischem Weg oder per Fax) nach dieser Information erfolgen, wobei die
Frist erst am Tag nach der Absendung beginnt.

Diese Informationspflicht entfillt in den Fillen, in denen das Verhandlungsverfahren ohne Teilnah-
mewettbewerb wegen besonderer Dringlichkeit gerechtfertigt ist.

Verstofdt der 6ffentliche Auftraggeber gegen diese Informationspflicht und wird dies in einem Nachpriifungsverfah-
ren festgestellt, so ist der Auftrag von Anfang an unwirksam.

> §§ 134,135 GWB

Zuschlag (oder Aufhebung des Vergabeverfahrens) und Information nicht beriicksichtigter Bie-
ter

Mit der Erteilung des Zuschlags kommt der Vertrag zustande. Dieser enthilt:

— die (eindeutige und erschépfende) Leistungsbeschreibung,
— getroffene Absprachen zur Vertragsdurchfiihrung sowie
— den im Angebot bestimmten Preis.

Nachtrégliche Verhandlungen tiber wesentliche Leistungsmerkmale oder den Preis sind nur im Rah-
men von § 132 GWB zulissig.

Bei nationalen Ausschreibungen unterrichtet der 6ffentliche Auftraggeber nach einer Zuschlagser-
teilung die nicht beriicksichtigten Bieter hieriiber unverziiglich. Auf Antrag teilt er den nicht bertick-
sichtigten Bietern zudem unverziiglich (spatestens innerhalb von 15 Tagen)

— die Griinde fiir die Ablehnung ihres Angebots,
— die Merkmale und Vorteile des erfolgreichen Angebots sowie
— den Namen des erfolgreichen Bieters mit.

Bei Beschrinkten Ausschreibungen ohne Teilnahmewettbewerb und Verhandlungsvergaben ohne
Teilnahmewettbewerb / Freihidndigen Vergaben informiert der Auftraggeber tiber jeden vergebenen
Auftrag ab einem Auftragswert von 25.000 Euro netto (bzw. 15.000 Euro netto bei Freihindigen Verga-
ben nach VOB/A) fiir die Dauer von drei Monaten auf seiner Internetseite oder Internetportalen (Ex-
post-Transparenz).

> § 30 UVgO bzw. § 20 Absatz 3 VOB/A
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Bei Vergaben im Oberschwellenbereich sollen an der Entscheidung tiber den Zuschlag mindestens zwei Vertreter:in-
nen des 6ffentlichen Auftraggebers mitwirken. Spétestens 30 Tage nach der Bezuschlagung iibermittelt der 6ffentli-
che Auftragsgeber an das Amt fiir Verdffentlichungen der EU eine Vergabebekanntmachung entsprechend dem Mus-

ter in Anhang III der Durchfiihrungsverordnung (EU) Nr.2015/1986 .

Die Priifung und Wertung kann auch zu dem Ergebnis fiithren, dass kein wirtschaftliches Angebot
vorliegt oder dass kein Angebot den Bewerbungsbedingungen entspricht. In diesem Fall kann das
Vergabeverfahren aufgehoben werden. Dies ist des Weiteren moglich, falls sich die Grundlagen des
Vergabeverfahrens wesentlich geindert haben oder sonstige schwerwiegende Griinde vorliegen.
Diese sind zu dokumentieren. Falls ein Vergabeverfahren ohne entsprechenden rechtfertigenden
Grund aufgehoben wird, macht sich der 6ffentliche Auftraggeber unter Umstinden schadenersatz-
pflichtig. Eine Aufhebung einer Aufhebung kann durch Bieter mit Aussicht auf Erfolg jedoch nur ver-
langt werden, wenn eine sog. ,,Scheinaufhebung” vorliegt, da der Auftraggeber das Beschaffungsziel
ohne wesentliche Anderung weiterverfolgt und auch sonst keine rechtfertigenden Griinde fiir die
Aufhebung vorlagen.

Uber die Aufhebung eines Vergabeverfahrens sind die Bewerber und Bieter unter Angabe der Griinde
unverziiglich zu informieren.

> §§ 46,48 UVgO, §§ 17, 19 VOB/A bzw. §§ 62, 63 VgV, §§ 17 EU, 19 EU VOB/A
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5 Sonstige zu beachtende Pflichten und Aspekte

5.1 Dokumentation (Vergabevermerk)

Alle Schritte des Vergabeverfahrens sind gewissenhaft zu dokumentieren. Insbesondere sind die ein-
zelnen Mafnahmen anzugeben und Entscheidungen zu begriinden.

Bei EU-weiten Vergabeverfahren ist ein formlicher Vergabevermerk anzufertigen®, der etwas um-
fangreicher ist als die erforderliche Dokumentation {iber nationale Vergabeverfahren, aber auch fiir
letztere eine Orientierung bieten kann.

> §§ 8 VgV, 20 EU VOB/A, 6 KonzVgV, 43 VSVgV

Der Vergabevermerk iiber ein einzelnes Vergabeverfahren muss mindestens folgende Angaben ent-
halten:

1. Den Namen und die Anschrift des 6ffentlichen Auftraggebers,

2. Den Gegenstand und Wert des Auftrags (bzw. der Rahmenvereinbarung oder des dynami-
schen Beschaffungssystems),

3. Die Namen der beriicksichtigten Bewerber oder Bieter und die Griinde fiir ihre Auswahl,

4, Die nicht beriicksichtigten Angebote und Teilnahmeantrige und die Griinde fiir ihre Nicht-
berticksichtigung,

5. Die Griinde fiir die Ablehnung von Angeboten, die fiir ungewohnlich niedrig befunden wur-
den,

6. Den Namen des erfolgreichen Bieters und die Griinde fiir die Auswahl seines Angebots sowie,

falls bekannt, den Anteil am Auftrag (oder an der Rahmenvereinbarung), den der Zuschlags-
empfianger an Dritte weiterzugeben beabsichtigt, und gegebenenfalls, soweit zu jenem Zeit-
punkt bekannt, den Namen der Unterauftragnehmer des Hauptauftragnehmers,

7. bei Verfahren, die dem o6ffentlichen Auftraggeber nicht nach freier Wahl zur Verfiigung ste-
hen, die Umstinde, die die Anwendung des betreffenden Verfahrens rechtfertigen,

8. Gegebenenfalls Nennung der Griinde, weshalb iiber Eigenerklirungen hinausgehende Eig-
nungsnachweise gefordert wurden,

9. Gegebenenfalls Nennung der Griinde, warum der 6ffentliche Auftraggeber auf die Vergabe ei-
nes Auftrags (oder den Abschluss einer Rahmenvereinbarung oder die Einrichtung eines dy-
namischen Beschaffungssystems) verzichtet hat,

10. Gegebenenfalls Bieteranfragen und deren Beantwortung,

11. Gegebenenfalls Nennung der Griinde, warum andere als elektronische Mittel fiir die Einrei-
chung der Angebote verwendet wurden,

52 Etwas geringere Anforderungen gelten nach § 8 SektvVO
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12. Gegebenenfalls Angaben zu aufgedeckten Interessenkonflikten und getroffenen Abhilfemaf3-
nahmen,
13. Nur bei EU-weiten Ausschreibungen: Gegebenenfalls Nennung der Griinde, warum die aus-

geschriebene Leistung nicht dem Grundsatz der Barrierefreiheit zu geniigen braucht,

14. Gegebenenfalls Nennung der Griinde, warum mehrere Teil- oder Fachlose zusammen verge-
ben wurden,

15. Gegebenenfalls Nennung der Griinde fiir die Nichtangabe der Gewichtung von Zuschlagskri-
terien,

16. Alle weiteren relevanten Entscheidungen des 6ffentlichen Auftraggebers.

Bei EU-weiten Vergabeverfahren sind die Dokumentation, die Angebote, Teilnahmeantrige, Interessensbekundun-
gen und Interessensbestitigungen mitsamt ihren Anlagen bis zum Ende der Laufzeit des Vertrags (oder der Rah-
menvereinbarung) aufzubewahren, mindestens jedoch fiir drei Jahre ab dem Tag des Zuschlags. Gleiches gilt fiir die
Kopien aller abgeschlossenen Vertrige, falls diese einen Auftragswert von mindestens 1.000.000 Euro (im Falle von
Liefer- und Dienstleistungen) bzw. 10.000.000 Euro (im Fall von Bauleistungen) haben. Auf Anforderung sind der
Vergabevermerk und die abgeschlossenen Vertrige der Europdischen Kommission sowie den zustidndigen Aufsichts-
und Priifbehdrden zu tibermitteln.

> § 6 UVgO, § 20 VOB/A bzw. § 8 VgV, § 20 EU VOB/A

5.2 Fristen

Folgende Fristen miissen immer berticksichtigt werden:

— Teilnahme-/Bewerbungsfrist bzw. Bestatigungsfrist: Innerhalb dieses Zeitraums muss der Teil-
nahmeantrag bzw. die Bestitigung des Interesses (nach einer Aufforderung zur Interessensbestati-
gung) eingehen.

— Angebotsfrist: Innerhalb dieses Zeitraums muss der Bieter sein Angebot er stellen und einreichen.

— Frist fiir Bieterfragen: Bis zu diesem Zeitpunkt konnen Bieter zusétzliche Informationen zu den
Vergabeunterlagen anfordern (Werden die Informationen trotz rechtzeitiger Anforderung nicht
sechs Tage bzw. in dringenden Verfahren vier Tage vor der Angebotsfrist zur Verfiigung gestellt,
hat dies in der Regel eine Verlingerung der Angebotsfrist zur Folge).

— Binde-/Zuschlagsfrist: Innerhalb dieser Frist ist der Bieter an sein Angebot gebunden. Sie beginnt
mit dem Ablauf der Angebotsfrist. Die Bindefrist ist grundséatzlich so kurz wie moéglich zu bemes-
sen.
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5.2.1 Fristen im Oberschwellenbereich

Die nachfolgende Tabelle gibt einen Uberblick iiber die (Mindest-)Fristen bei Verfahren im Ober-
schwellenbereich; gemeint sind jeweils Kalendertage. Alle Fristen haben grundsitzlich ,,angemessen*“
zu sein, das heifdt, die konkrete Bemessung hingt von der Komplexitit und dem Umfang der jeweili-
gen Aufgabe fiir die Beteiligten ab.

Tabelle 4 Fristen im Oberschwellenbereich

Teilnahmefrist* - 30 Tage 30 Tage 30 Tage 30 Tage -
Bei besonderer R 15 Tage - - 15 Tage -
Dringlichkeit
35 30 Tage 30 Tage 30 Tage

Angebotsfrist* Tage 8 B B & 8
Be% bes.onde.rer 15 10 Tage - - 10 Tage 10 Tage
Dringlichkeit Tage
fel Votr_m- 15 10 Tage - - 10 Tage -

ormation Tage
nach
§ 38 I1 VgV
Wartefrist 15bzw. 15bzw. 15bzw. 15bzw. 15bzw. 15bzw.
vor Zu- 10 Tage 10 Tage 10 Tage 10 Tage 10 Tage 10 Tage
schlag**
Bindefrist In der Re- In der Regel In der Regel In der Regel In der Regel In der Re-

] . gel 60 Tage 60 Tage 60Tage 60 Tage gel
(im Bereich der 60 Tage 60 Tage
VOB/A-EU)

* Die Teilnahmefrist wird gerechnet ab dem Tag nach der Absendung der Auftragsbekanntma-
chung. Falls beim Nichtoffenen Verfahren oder Verhandlungsverfahren ausnahmsweise die Auf-
tragsbekanntmachung aufgrund einer Vorinformation unterbleibt, wird die Frist ab dem Tag nach
der Absendung der Aufforderung zur Interessensbestitigung gerechnet.

> § 38 Absatz 4 VgV

Die Angebotsfrist wird im Offenen Verfahren ab dem Tag nach der Absendung der Auftragsbekannt-
machung gerechnet, ansonsten ab dem Tag nach der Absendung der Aufforderung zur Angebots-
abgabe.

Der Auftraggeber kann die regulire(!) Angebotsfrist jeweils um 5 Tage verkiirzen, wenn er die elektronische Uber-
mittlung der Angebote akzeptiert, was mittlerweile der gesetzliche Regelfall ist.
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** Die Wartefrist bezieht sich auf die Pflicht des 6ffentlichen Auftraggebers, die nicht beriicksichtig-
ten Bieter liber den geplanten Zuschlag zu informieren bzw. ihnen Gelegenheit zu geben, einen Nach-
prifungsantrag zu stellen (s. 0. Vorabinformation (nur fiir EU-weite Ausschreibungen); sie betragt re-
gulir 15 Tage und kann auf 10 Tage verkiirzt werden, falls die Information elektronisch oder per Fax
tibermittelt wird. Es handelt sich hier um eine Mindestfrist zugunsten der nicht beriicksichtigten Bie-
ter.

Nicht berticksichtigte Bieter konnen mindestens innerhalb der Informations- und Wartefrist, tat-
sdchlich aber bis zur Zuschlagserteilung einen Nachpriifungsantrag vor der zustindigen Vergabe-
kammer stellen und ihre Nichtberiicksichtigung aufgrund der Verletzung bieterschiitzender Regeln
des Vergaberechts iiberpriifen lassen. Einem Nachpriifungsantrag hat regelmiflig eine entsprechende
an die Vergabestelle gerichtete Riige vorauszugehen, um dem Auftraggeber die Moglichkeit zu geben,
die Riige gegebenenfalls durch geeignete Mafinahmen abzuhelfen.

Verstofdt der offentliche Auftraggeber gegen die in § 134 GWB vorgeschriebene Informations- und
Wartepflicht vor der Zuschlagserteilung oder die grundsitzliche Pflicht zur vorherigen Auftragsbe-
kanntmachung im Amtsblatt der EU, so haben nicht bertiicksichtigte Bieter folgende Fristen fiir die
Uberpriifung eines solchen Verstof3es durch die Vergabekammer zu beachten:

Der betreffende Verstof2 muss innerhalb von 30 Kalendertagen nach der Information der Bieter iiber
den Abschluss des Vertrags bzw. nach der Veroffentlichung der Vergabe im EU Amtsblatt in einem
Nachpriifungsverfahren geltend gemacht werden, spitestens jedoch sechs Monate nach Vertrags-
schluss.

Wird ein etwaiger Verstof} des 6ffentlichen Auftraggebers gegen die Informations- und Warte-pflicht
rechtzeitig geriigt und im Nachpriifungsverfahren festgestellt, hat dies die anfingliche Unwirksam-
keit des 6ffentlichen Auftrags zur Folge.

Ist ein Auftraggeber der Ansicht, einen Auftrag ausnahmsweise ohne formliches Vergabeverfahren
abschliefen zu diirfen, kann er die drohende Unwirksamkeit des Auftrages auch dadurch vermeiden,
dass er die Absicht, einen entsprechenden Auftrag abschliefien zu wollen, nebst Begriindung im EU-
Amtsblatt veroffentlicht und den Vertrag frithestens 10 Tage nach der Verdéffentlichung abschliefdt,
sofern bis dahin kein Nachpriifungsverfahren eingeleitet wurde.

> §§ 15 bis 20, 38 Absatz 3 und 5 VgV, §§ 134, 135 GWB
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5.2.2 Fristen im Unterschwellenbereich

Im Bereich der UVgO sind keine festen Fristen vorgegeben, der 6ffentliche Auftraggeber kann sie frei
festlegen, miissen sie jedoch ausreichend bemessen sein.

> § 13 UVgO

Die VOB/A sieht in § 10 vor, dass die Angebotsfrist auch bei Dringlichkeit nicht weniger als 10 Kalen-
dertage betragen darf. Die Bindefrist ist so kurz wie moglich zu halten und soll nur in begriindeten
Ausnahmefillen mehr als 30 Kalendertage betragen. Ansonsten gilt auch hier der Grundsatz, dass die
Fristen ausreichend sein miissen.

5.3 Nebenangebote/Varianten

Nebenangebote miissen mit dem Auftragsgegenstand in Verbindung stehen.

Im Unterschwellenbereich kann der Auftraggeber Nebenangebote bei 6ffentlichen Ausschreibungen
und Verfahrensarten mit Teilnahmewettbewerb bereits in der Auftragsbekanntmachung, ansonsten
in den Vergabeunterlagen zulassen. Fehlt eine entsprechende Angabe, sind keine Nebenangebote zu-
gelassen.

> §25 UVgO

Bei der Vergabe von Bauleistungen dagegen werden Nebenangebote in der Regel zugelassen. Falls dies
ausnahmsweise nicht der Fall ist oder Nebenangebote nur in Verbindung mit einem Hauptangebot
zugelassen werden, muss dies in den Vergabeunterlagen bekannt gemacht werden.

> § 8 Absatz 2 Nr. 3 VOB/A

Bei EU-weiten Verfahren gilt generell, dass Nebenangebote nur dann zugelassen sind, wenn dies in der Auftragsbe-
kanntmachung oder der Aufforderung zur Interessensbestitigung angegeben wird (§ 35 VgV, § 8 EU VOB/A). Dabei
legt der 6ffentliche Auftraggeber in den Vergabeunterlagen Mindestanforderungen an die Nebenangebote fest und
gibt an, in welcher Art und Weise diese einzureichen sind. Die Mindestanforderungen an die Nebenangebote diirfen
sich nach der Rechtsprechung nicht in Gemeinplitzen erschopfen und sind daher nicht einfach festzulegen, weshalb
es leider meist einfacher und sicherer ist, Nebenangebote auszuschliefien.
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5.4 Rahmenvereinbarungen, dynamische Beschaffungssysteme
und nachtrigliche Auftragsinderungen

5.4.1 Rahmenvereinbarungen und dynamische Beschaffungssysteme

Durch Rahmenvereinbarungen soll eine auf Dauer angelegte Geschéftsbeziehung eréffnet werden,
fiir die zunichst nur der vertragliche Rahmen festgelegt wird. Dieses Instrument bietet sich insbeson-
dere fiir hdufig und jeweils in ahnlichem Umfang bzw. Format zu beschaffende Leistungen an. Rah-
menvereinbarungen kénnen fiir einen Zeitraum von lingstens vier Jahren bzw. im Unterschwellen-
bereich geméaf der UVgO fiir lingstens sechs Jahre und nach SektVO fiir bis zu acht Jahre an ein oder
mehrere Unternehmen vergeben werden, um fiir die innerhalb dieses Zeitraums vergebenen Einzel-
auftrige die Bedingungen und insbesondere den preislichen Rahmen festzulegen. Es diirfen nicht
mehrere Rahmenvereinbarungen iiber dieselbe Leistung parallel abgeschlossen werden. Das voraus-
sichtliche Auftragsvolumen ist so genau wie moglich zu ermitteln und entsprechend zu veréffentli-
chen. Nach aktueller EuGH Rechtsprechung ist ein Hochstwert fiir Auftrige aus jeder Rahmenverein-
barung festzulegen, nach dessen Erreichung der Rahmenvertrag ,seine Wirkung verlieren® soll.

Das Verfahren fiir die Vergabe einer Rahmenvereinbarung entspricht dem einer einzelnen Vergabe.

Auch fiir die Vergabe von Bauleistungen ist die Moglichkeit des Abschlusses einer Rahmenvereinba-
rung vorgesehen.

> § 15 Absatz 4 UVgO, § 4a VOB/A bzw. § 21 VgV, § 4a EU VOB/A

Offentliche Auftraggeber konnen fiir die Beschaffung marktiiblicher Leistungen iiber einen Zeitraum
von maximal vier Jahren ein dynamisches Beschaffungssystem einrichten. Hier werden aus-
schlielich elektronische Mittel fiir die Ubermittlung der Informationen und Unterlagen wihrend
des Vergabeverfahrens verwendet. Es gelten die Vorschriften iiber die Beschrinkte Ausschreibung
mit Teilnahmewettbewerb bzw. das Nichtoffene Verfahren. In der Auftragsbekanntmachung ist
anzugeben, dass ein dynamisches Beschaffungssystem verwendet wird. Die Vergabeunterlagen miis-
sen die Art und geschitzte Menge der zu beschaffenden Leistung sowie alle notwendigen Daten des
dynamischen Beschaffungssystems enthalten.

Fiir die Vergabe von Bauleistungen im Unterschwellenbereich ist die Einrichtung eines dynami-
schen Beschaffungssystems nicht vorgesehen.

> § 17 UVgO bzw. § 22 - 24 VgV, § 4b EU VOB/A

5.4.2 Nachtragliche Auftragsinderungen

Bei Vergaben von Bauleistungen im nationalen Bereich sind Vertragsinderungen wihrend der Lauf-
zeit nach den Bestimmungen der VOB/B ohne Durchfiihrung eines neuen Vergabeverfahrens mog-
lich, es sei denn, es handelt sich um Vertragsinderungen.

> § 1 Absatz4 S.2 VOB/B
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Bei nationalen Vergabeverfahren iiber Liefer- und Dienstleistungen sind geméif} der Neuregelung der
UVgO Vertragsinderungen (wihrend oder auflerhalb der Vertragslaufzeit) ohne Durchfiihrung eines
neuen Vergabeverfahrens moglich, wenn sich der Gesamtcharakter des Auftrags nicht &ndert und der
Wert der Anderung nicht mehr als 20 Prozent des urspriinglichen Auftragswertes betrigt.

Eine Auftragsinderung wahrend der Vertragslaufzeit ist - vorbehaltlich der oben genannten Ausnah-
men - grundsitzlich neu auszuschreiben, wenn sie wesentlich ist, das heif3t, wenn mit der Anderung:

— Bedingungen eingefiihrt werden, die im urspriinglichen Vergabeverfahren die Zulassung anderer
Bewerber oder Bieter bzw. die Annahme eines anderen Angebots ermdglicht oder das Interesse
weiterer Teilnehmer geweckt hitte,

— daswirtschaftliche Gleichgewicht des Auftrags zugunsten des Auftragnehmers in einer Weise ver-
schoben wird, die im urspriinglichen Auftrag nicht vorgesehen war,

— der Umfang des offentlichen Auftrags erheblich ausgeweitet wird oder

— ein neuer Auftragnehmer den urspriinglichen ersetzt (Ausnahme s. o. Spiegelstrich 4 in Textbox).

> §47 UVgO, § 22 VOB/A, § 132 GWB, § 39 Absatz. 5 VgV, § 22 EU VOB/A
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Bei EU-Vergabeverfahren gelten die weiter oben bereits weitgehend dargestellten vollstindigen Re-
geln des § 132 GWB fiir nachtrigliche Anderungen. Danach sind unwesentliche Anderungen immer
zulissig sowie wesentliche Anderungen, bei denen sich der Charakter des Auftrages nicht dndert,
ebenso bei Liefer- und Dienstleistungen bis zu insgesamt 10 Prozent des urspriinglichen Auftragswer-
tes und bei Bauleistungen bis zu insgesamt 15 Prozent des urspriinglichen Auftragswertes (jeweils ad-
diert fiir simtliche Einzelinderungen), ohne Begriindung.

Dabei muss jede einzelne Anderung fiir sich betrachtet zusitzlich unterhalb des einschligigen
EU-Schwellenwertes liegen. Oberhalb dieser Bagatellgrenzen sind wesentliche Anderungen dann nur
unter den weiteren Voraussetzungen des § 132 Absatzes 2 GWB zulissig und pro Einzelinderung nur
bis jeweils maximal 50 Prozent*® des urspriinglichen Auftragswertes.

5.5 E-Vergabe

Mit der Vergaberechtsreform 2016 Q wurde der Grundsatz der elektronischen Dateniibermittlung
eingefiihrt. Vergabeverfahren sollten kiinftig moglichst ausschliefilich auf elektronischem Wege
durchgefiihrt werden.

Bei EU-weiten Vergabeverfahren besteht die Pflicht zur Umstellung auf eine vollelektronische
Durchfiithrung fiir zentrale Beschaffungsstellen seit dem 18.04.2017 XX , fiir alle anderen 6ffentlichen
Auftraggeber seit dem 18.10.2018.

Teil der Umstellung auf die E-vergabe ist die mittlerweile sowohl fiir nationale als auch EU - weite
Vergabeverfahren bestehende Verpflichtung, i.d.R. simtliche Vergabeunterlagen den Bietern

—vollelektronisch,

— unentgeltlich,

— uneingeschriankt und
— unmittelbar

zur Verfligung zu stellen, sowie die grundsitzliche Vorgabe, alle Daten auf elektronischem Wege zu
libermitteln. Gewisse Ausnahmen sind beispielsweise nach § 41 VgV** zulissig.

Fiir Vergabeverfahren tiber Liefer- und Dienstleistungen im nationalen Bereich sieht die UVgO - von
wenigen Ausnahmen abgesehen - vor, dass 6ffentliche Auftraggeber seit dem 01.01.2019 die Einrei-
chung von Teilnahmeantrigen und Angeboten in elektronischer Form stets zu akzeptieren haben;
und seit dem 01.01.2020 ist die ausschliefilich die elektronische Kommunikation vorgeschrieben.

> §§ 7,38 UVgO, §§ 11, 11a VOB/A, §§ 9 - 12 VgV, §§ 11 EU - 11b EU, 23 EU VOB/A

53 Gilt nicht fiir Auftrige nach der SektVO
54 § 41 VgV - Bereitstellung der Vergabeunterlagen
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5.6 Beschafferprofil

Ein 6ffentlicher Auftraggeber hat fiir Vergabeverfahren tiber Liefer- und Dienstleistungen sowie all-
gemein fiir Verfahren im Oberschwellenbereich die Mdglichkeit, im Internet ein Beschafferprofil an-
zulegen.

Veroffentlicht werden kénnen hier Vorinformationen, Angaben iiber geplante oder laufende Verga-
beverfahren, iber vergebene Auftrige oder aufgehobene Verfahren oder sonstige, fiir die Vergabe re-
levante Informationen iiber den 6ffentlichen Auftraggeber, beispielsweise Kontaktstelle, Anschrift,
E-Mail-Adresse, Telefon- und Faxnummer.

Die Veroffentlichung dieser Informationen im Beschafferprofil entbindet jedoch nicht von weiteren
Veroffentlichungspflichten (z. B. im Wege der Zusendung entsprechender Informationen an das Amt
fiir Veroffentlichungen der EU)

> § 27 Absatz. 2 UVgO bzw. § 37 Absatz. 4 VgV
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5.7 Inhouse-Vergabe und interkommunale Zusammenarbeit

Im Zuge der Vergaberechtsreform von 2016 wurden die Ausnahmen vom Anwendungsbereich des
europdischen Vergaberechts fiir den Bereich der 6ffentlich-6ffentlichen Zusammenarbeit kodifiziert.
Diese Ausnahmeregelungen wurden mit der Einfiihrung der UVgO auch fiir den nationalen Bereich
ibernommen® . Demnach kdnnen o6ffentliche Auftréige tiber Liefer- und Dienstleistungen sowie alle
offentlichen Auftriage im Oberschwellenbereich in folgenden Fillen ohne Durchfiihrung eines Verga-
beverfahrens vergeben werden:

1. Der Ein 6ffentlicher Auftraggeber vergibt einen Auftrag an eine juristische Person des 6ffent-
lichen oder privaten Rechts,

— ber die er eine dhnliche Kontrolle wie {iber seine eigene Dienststelle ausiibt (was vermutet wird,
wenn der Auftraggeber einen ausschlaggebenden Einfluss auf ihre strategischen Ziele und we-
sentlichen Entscheidungen ausiibt bzw. eine derartige Kontrolle von einer juristischen Person
ausgeiibt wird, die ihrerseits vom o6ffentlichen Auftraggeber in dieser Weise kontrolliert wird
[Konstellation mit Enkel- Unternehmen]),

— die mehr als 80 Prozent ihrer Titigkeiten im Rahmen von Aufgaben ausiibt, mit denen sie vom
offentlichen Auftraggeber oder einer anderen von dieser kontrollierten juristischen Person
(Schwesterunternehmen) betraut wurde und

— an der keine direkte private Kapitalbeteiligung besteht, es sei denn, es handelt sich um eine nicht
beherrschende Form der privaten Kapitalbeteiligung oder um eine Form der privaten Kapitalbe-
teiligung ohne Sperrminoritit, die durch gesetzliche Bestimmungen vorgeschrieben ist und kei-
nen mafigebliche Einfluss auf die kontrollierte juristische Person vermittelt.

> § 108 Absatz 1 und 2 GWB (i. V. m. § 1 Absatz. 2 UVgO)

2. Ein 6ffentlicher Auftraggeber vergibt einen Auftrag an die ihn kontrollierende juristische Per-
son (sprich das Mutterunternehmen => Inverse Inhouse- Vergabe) oder an eine andere von dem Mut-
terunternehmen ebenfalls kontrollierte juristische Person (sprich ein Schwesterunternehmen => ho-
rizontale Inhouse-Vergabe), sofern keine direkte private Kapitalbeteiligung an dieser juristischen
Person, die den Auftrag erhalten soll, besteht (mit Ausnahme der unter Punkt 1 genannten Konstel-
lation).

> §6 108 Absatz 3 GWB (i. V. m. § 1 Absatz 2 UVgO)

3. Ein offentlicher Auftraggeber vergibt einen Auftrag an eine juristische Person des privaten
oder offentlichen Rechts, die er gemeinsam mit anderen o6ffentlichen Auftraggebern kontrolliert
und auf welche die unter Punkt 1 genannten Kriterien in Bezug auf diese ,,Kontrollgemeinschaft“ zu-
treffen. Eine derartige gemeinsame Kontrolle ist zu bejahen, wenn:

55§ 1 Absatz 2 UVgO
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— sich die beschlussfassenden Organe der juristischen Person, die den Auftrag erhalten soll, aus Ver-
tretern simtlicher teilnehmender 6ffentlicher Auftraggeber zusammensetzen - wobei ein einzel-
ner Vertreter mehrere oder alle teilnehmenden 6ffentlichen Auftraggeber vertreten kann,

— die 6ffentlichen Auftraggeber gemeinsam einen ausschlaggebenden Einfluss auf die strategischen
Ziele und die wesentlichen Entscheidungen der juristischen Person ausiiben konnen und

— diejuristische Person keine Interessen verfolgt, die den Interessen der 6ffentlichen Auftraggeber
zuwiderlaufen.

> § 108 Absatz 4 und 5 GWB (i. V. m. § 1 Absatz 2 UVgO)

4, Zwei oder mehrere 6ffentliche Auftraggeber schliefien einen Vertrag, um eine Zusammenar-
beit zwischen den beteiligten Parteien zu begriinden oder zu erfiillen, sofern

— damit sichergestellt werden soll, dass die von ihnen zu erbringenden 6ffentlichen Dienstleistun-
gen im Hinblick auf die Erreichung gemeinsamer Ziele ausgefiihrt werden,

— die Durchfithrung der Zusammenarbeit ausschlieflich durch Uberlegungen im Zusammenhang
mit dem offentlichen Interesse bestimmt wird und

— die offentlichen Auftraggeber weniger als 20 Prozent der Tatigkeiten, die durch die Zusammen-
arbeit erfasst sind, auf dem freien Markt erbringen.

> § 108 Absatz 6 GWB, § 1 Absatz 2 UVgO

5.8 Bewerber- und Bietergemeinschaften

Sowohl bei nationalen als auch bei EU-weiten Verfahren besteht die Méglichkeit, dass sich mehrere
Unternehmen zu einer Bewerber- oder Bietergemeinschaft zusammenschlief}en, um ein gemein-
schaftliches Angebot auszuarbeiten. Eine Bewerber- oder Bietergemeinschaft ist regelméflig als Ge-
sellschaft biirgerlichen Rechts zu qualifizieren und wird wie ein Einzelbewerber bzw. -bieter behan-
delt. Im Angebot sind alle Mitglieder sowie ein bevollméchtigter Vertreter fiir den Abschluss und
die Durchfithrung des Vertrags zu benennen.

Im Unterschied zu der Beteiligung mehrerer Unternehmen an der Auftragsausfithrung im Rahmen
der Unterauftragsvergabe oder der Eignungsleihe werden bei der Bietergemeinschaft im Falle der Zu-
schlagserteilung alle daran beteiligten Unternehmen aus dem Vertrag verpflichtet und haften als
Gesamtschuldner.

Der offentliche Auftraggeber kann verlangen, dass die Bewerber- oder Bietergemeinschaft im Fall der
Auftragserteilung eine bestimmte Rechtsform annimmt, falls dies fiir die ordnungsgeméfe Durch-
fiihrung des Auftrags erforderlich ist.

> § 32 Absatz 2, 3 UVgO, §§ 6 Absatz 2, 12 Absatz-Abs. 1 Nr. 2 lit. V) VOB/A, § 43 Absatz 2, 3
VgV, §§ 6 Absatz 3 EU, 13 Absatz 5 EU VOB/A
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5.9 Statistikpflichten

Auftraggeber im Sinne von § 98 GWB*® iibermitteln nach der Vergabe eines 6ffentlichen Auftrags
oder einer Konzession bei Erreichen oder Uberschreiten der Schwellenwerte die in § 3 Absatz 1
VergStatVO genannten Daten.

Im Unterschwellenbereich gilt:

Offentliche Auftraggeber im Sinne des § 99 GWB? iibermitteln nach der Vergabe eines 6ffentlichen
Auftrags die in § 3 Absatz 2 und 3 VergStatVO aufgefiihrten Daten, wenn

1. der Auftragswert ohne Umsatzsteuer 25.000 Euro / netto iiberschreitet,
2. der Auftragswert den geltenden Schwellenwert unterschreitet,

3. die Vergabe des 6ffentlichen Auftrags nach den jeweils mafigeblichen Vorgaben d des Bundes
oder der Lander vergabe- oder haushaltsrechtlichen Verfahrensregeln unterliegt und

4, der Auftrag im Ubrigen unter die Regelungen des Teils 4 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schrinkungen fallen wiirde.

Somit sind unter anderem auch Vergaben von freiberuflichen Leistungen nach § 50 UVgO melde-
pflichtig. Die Meldepflicht besteht mit Zuschlagsdatum ab dem 1. Oktober 2020 und muss innerhalb
von 60 Tagen nach Zuschlagserteilung gemeldet werden.

Fiir die Ubermittlung an die Vergabestatistik ist die Registrierung einer Berichtsstelle erforderlich.
Weitere Informationen erhalten Sie auf dem Erhebungsportal der Statistischen Amter des Bundes
und der Lander.

56 § 98 GWB - Auftraggeber
57 § 99 GWB - Offentliche Auftraggeber
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Ablaufplan der nationalen und EU-weiten Vergabeverfahren

Erlauterung zur Farbgebung

Offentlicher Nationales

Auftraggeber Verfahren

EU- Verfahren

Bieter/Bewerber

Nationales Verfahren

Bieter/Bewerber

EU-Verfahren

Einordnung der Verfahrensart

Bedarfsermittlung
und Entscheidung, was vergeben werden
soll (Dienst-, Liefer- oder Bauleistung und
Auftrag oder Konzession?)

Schiatzung des Auftragswertes
(Beginn der Dokumentation!)

Erreicht der Wert den
Oberschwellenbereich?

NEIN

Auftragswert gemafd Wertgrenze fiir eine
Direktauftragung oder Ausnahme vom
Erfordernis eines Vergabeverfahrens nach
§§ 107 ff., 116 GWB
(z. B. In-House-Vergabe) oder Ausnahmen
z.B.nach § 14 Absatz 4 VgV

NEIN

Gewohnliches nationales Verfahren

(weiter mit V.2)

JA

JA

EU-Verfahren (weiter mit V.3)

Direktauftrag bzw. ausnahmsweise

Verfahren mit nur einem Teilnehmer
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Verfahrensart

Charakteristiken
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Fristen

Offentliche Ausschreibung (§9 UVgO)

Steht stets ohne Begriindung zur Verfiigung

Einstufiges Verfahren
Unbeschrinkte Anzahl an Unternehmen werden zur Angebots-
abgabe aufgefordert

Angebotsfrist muss angemessen sein
Bindefrist muss angemessen sein

Beschrinkte Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb
(§ 10 UVgO)

Steht stets ohne Begriindung zur Verfiigung

Zweitstufiges Verfahren -
Unbeschrinkte Anzahl an Unternehmen werden zur Teilnahme
aufgefordert -
Nach Priifung der Teilnahmeantrige (Eignungspriifung) werden = -
die geeigneten (oder eine Auswahl davon) Bewerber zur Ange-
botsabgabe aufgefordert

Frist zur Einreichung von Teilnahme-
antrigen muss angemessen sein
Angebotsfrist muss angemessen sein
Bindefrist muss angemessen sein

Beschriankte Ausschreibung ohne Teilnahmewettbewerb
(§ 11 UVgO)
Steht nur zur Verfiigung, wenn
- es die Wertgrenzen zulassen oder
- hohe Anforderungen an Konzeption und Innovation,
- besonderer Komplexitit oder
- risikoreicher finanzieller oder rechtlicher Umstinde
vorliegen.
Diese Begriindung muss dokumentiert werden.

Einstufiges Verfahren -
Anforderungen, die vorab nicht hinreichend und erschépfend -
beschreibbar sind

Eine Eignungspriifung ist vorher durchzufiihren

Die ausgewihlten Unternehmen (mind. 3) werden zur Angebots-
abgabe aufgefordert

Angebotsfrist muss angemessen sein
Bindefrist muss angemessen sein

Verhandlungsvergabe mit oder ohne Teilnahmewettbe-
werb (§ 12 UVgO)
Steht nur zur Verfiigung, wenn
- esdie Wertgrenzen zulassen oder
- hohe Anforderungen an Konzeption und Innovation,
- besonderer Komplexitit oder
- risikoreicher finanzieller oder rechtlicher Umsténde
vorliegen.
Diese Begriindung muss dokumentiert werden.

Einstufiges Verfahren ohne Teilnahmewettbewerb -
Zweitstufiges verfahren mit Teilnahmewettbewerb

beschriankte Anzahl an Unternehmen werden zur Teilnahme -
aufgefordert -
Nach Priifung der Teilnahmeantrige (Eignungspriifung) werden

die geeigneten (oder eine Auswahl davon) Bewerber zur Ange-
botsabgabe aufgefordert

Nach Einreichung der Erstangebote darf iiber mehrere Runden

der Auftragsinhalt und die Auftragsbedingungen verhandelt

werden

(Ausnahme: Zuschlagskriterien und festgelegte Mindestanforde-
rung)

Frist zur Einreichung von Teilnahme-
antrigen muss angemessen sein
Angebotsfrist muss angemessen sein
Bindefrist muss angemessen sein
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Ermittlung des richtigen Verfahrens:

Gemaifd § 8 UVgO oder § 3a VOB/A Auftragswert unter festgelegten Grenzen

in Wertgrenzerlassen der jeweiligen Bundeslinder (Hilfestellung siehe Tabelle 5)

Steht stets ohne Begriindung zur Steht nur mit besonderer Begriindung zur Verfiigung

Verfiigung

Mit Teilnahmewettbewerb Ohne Teilnahmewettbewerb

Auftragsbe-
kanntma-
chung mit
Link zu den

Vergabeunter-
lagen und

Aufforderung
zur Angebots-
abgabe

Auftragsbekanntmachung Kommunaler Bereich Auftragsbe-

kanntmachun
Mit Link zu den Vergabeunterlagen und .

Aufforderung zur Einreichung von Teil- Ex-ante-Veroffentlichungspflicht
nahmeantrigen

7 Kalendertage-Wartepflicht beachten

Einreichung Teilnahmeantrige

durch Bewerber

A 4

Eignungspriifung (Priiffung der Teil- Auswahl geeigneter Bieter
nahmeantrige) und Auswahl geeigne-
ter Bewerber

Aufforderung zur Abgabe von
Erstangeboten

(ggf. Vorbehalt, dass auf Erstange-
bote ohne Verhandlung bezuschlagt
werden kann, § § 12 Absatz 14 Satz 2

Abgabe von Erstangeboten

Verhandlungen

(ggf. in mehreren Runden und mit
Folgeangeboten)

Aufforderung zur (endgiiltigen) Angebotsabgabe mit An-
gabe des Links zu den Vergabeunterlagen
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Mit Teilnahmewettbewerb Ohne Teilnahmewettbewerb

Bieterfragen

(ggf. Ortsbesichtigung)
b 4

Beantwortung der Bieterfragen und gegebenenfalls Anderung der Vergabeunterlagen

mit Moglichkeit der Kenntnisnahme fiir alle Bieter

Einreichung der Angebote
(Haupt- und/oder Nebenangebote)

hd

Offnung der Angebote

I D S
Prifung und Wertung der Angebote:

Uberpriifung der Vollstindigkeit, fachlichen und sachlichen Richtigkeit
(ggf. Nachforderung; Details siehe Seite 43 )

Uberpriifung der Angemessenheit des Preises (ggf. Preisaufklirung)

Uberpriifung der Erfiillung der geforderten Zuschlagskriterien,
Auswahl des wirtschaftlichsten Angebotes

Unverziigliche Information aller Bieter iiber Zuschlagserteilung

Auf Nachfrage auch iiber Griinde fiir die Zuschlagserteilung bzw. Ablehnung

Bei Aufhebung der Ausschreibung: Unverziigliche Mitteilung an alle Bieter unter Angabe von Griinden
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Mit Teilnahmewettbewerb Ohne Teilnahmewettbewerb

Vergabebekanntmachung
(Ex-post-Bekanntmachung)

ADb Auftragswert von mind. 25.000
Euro, Veroffentlichung einer Informa-
tion tiber vergebenen Auftrag fiir die
Dauer von drei Monaten auf AG-
Internetseiten oder auf Internetporta-
len (vgl. § 30UVgO)

Abschluss der Dokumentation

Beachtung der Statistikpflichten
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EU-Verfahren (ohne Wettbewerblichen Dialog / Innovationspartnerschaft)

Tabelle 6 Ubersicht EU- Verfahrensarten mit Charakteristiken und Fristen

Verfahrensart

Charakteristiken

Fristen

Offenes Verfahren
(§ 15 VgV / § 3 EU VOB/A)

Steht stets ohne Begriindung zur Verfiigung

Einstufiges Verfahren

Unbeschrinkte Anzahl an Unternehmen werden zur Angebotsabgabe

aufgefordert

mind. 30 Tage Angebotsfrist
mind. 60 Tage Bindefrist
(beginnt nach Angebotsabgabe)

Nicht Offenes Verfahren
(8§16 VgV / § 3 EU VOB/A)

Steht stets ohne Begriindung zur Verfiigung

Zweitstufiges Verfahren

Unbeschrinkte Anzahl an Unternehmen werden zur Teilnahme aufge-

fordert

Nach Priifung der Teilnahmeantrige (Eignungspriifung) werden die
geeigneten (oder eine Auswahl davon) Bewerber zur Angebotsabgabe

aufgefordert

mind. 30 Tage zur Einreichung
der Teilnahmeantrige

mind. 30 Tage Angebotsfrist
mind. 60 Tage Bindefrist
(beginnt nach Angebotsabgabe)

Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbe-
werb
(§17 VgV /§3aEU VOB/A)

Steht nur zur Verfiigung, wenn es Anpassungen bei
bereits vorhandener Lésungen bedarf.

Oder bei Leistungen, die konzeptionelle und innova-
tive Losungen beinhalten.

Zweitstufiges Verfahren

Unbeschrinkte Anzahl an Unternehmen werden zur Teilnahme aufge-

fordert

Nach Priifung der Teilnahmeantrige (Eignungspriifung) werden die
geeigneten (oder eine Auswahl davon) Bewerber zur Angebotsabgabe

aufgefordert

Nach Einreichung der Erstangebote darf iiber mehrere Runden der
Auftragsinhalt und die Auftragsbedingungen verhandelt werden (Aus-
nahme: Zuschlagskriterien und festgelegte Mindestanforderung)

mind. 30 Tage zur Einreichung
der Teilnahmeantrige

mind. 30 Tage Angebotsfrist
mind. 60 Tage Bindefrist
(beginnt nach Angebotsabgabe)

Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbe-
werb
(§ 17 VgV / § 3a EU VOB/A)

Steht nur zur Verfiigung, wenn es Anpassungen bei
bereits vorhandener Losungen bedarf.

Oder bei Leistungen, die konzeptionelle und innova-
tive Losungen beinhalten.

Unbeschriankte Anzahl an Unternehmen werden zur
Teilnahme aufgefordert

Einstufiges Verfahren

Steht nur zur Verfiigung, wenn es Anpassungen bei bereits vorhande-
ner Losungen bedarf. Oder bei Leistungen, die konzeptionelle und in-

novative Losungen beinhalten.

Unbeschriankte Anzahl an Unternehmen werden zur Angebotsabgabe

aufgefordert

Nach Einreichung der Erstangebote darf (iber mehrere Runden der
Auftragsinhalt und die Auftragsbedingungen verhandelt werden
(Ausnahme: Zuschlagskriterien und festgelegte Mindestanforderung)

mind. 30 Tage Angebotsfrist
mind. 60 Tage Bindefrist
(beginnt nach Angebotsabgabe)
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Ermittlung des richtigen Verfahrens: Geméf} § 14 VgV (Hilfestellung siehe Tabelle 6)

Vergabe des/der entsprechenden
Lose(s) im womoglich einschlégi-
gen nationalen Vergabeverfahren

Soll von der Regelung des 20 Prozent Kontin-
gents (§ 3 Absatz 9 VgV) Gebrauch gemacht
werden?

NEIN

Steht stets ohne Begriindung zur Steht nur mit besonderer Begriindung
Verfiigung zur Verfiigung

Gegebenenfalls Verdffentlichung einer Vorinformation zur Fristverkiirzung

(§ 38 Absatz 3 VgV) - FAKULTATIV -

Gegebenenfalls Veroffentlichung einer Vorin-
formation als Aufruf zum Wettbewerb und
Verzicht auf eine Bekanntmachung (§ 38 Abs. 4
VgV)

- FAKULTATIV -

Gegebenenfalls Einreichung von Interessens-
bekundung nach § 38 Abs. 5 VgV, falls Vorab-
info nach § 38 Absatz 4 VgV

Auftragsbekanntmachung

Auftragsbekannt-
machung Aufforde-
rung zur Angebots-

Aufforderung zur Einreichung von Teilnahme-
antrdagen und Angabe des Links zu den Verga-
beunterlagen

abgabe mit Link zu

Vergabeunterlagen (ggf. Aufforderung zur Ubermittlung einer In-

teressensbestitigung nach § 38 Absatz 5 VgV,
falls Vorabinfo nach § 38 Abs. 4 VgV)
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Einreichung Teilnahmeantrige durch Bewer-
ber (ggf. Einreichung von Interessensbestiti-
gung im Falle von § 38 Absatz 5 VgV) (ggf.
Riige vor Ablauf der Bewerbungsfrist erfor-
derlich und Einleitung eines Nachpriifungs-
verfahrens bei Nichtabhilfe vgl. § 160 GWB)

Eignungspriifung (Priifung der Teilnahmean- || Auswahl geeigneter
trage) und Auswahl geeigneter Bewerber Bieter

Aufforderung zur Abgabe von Erstangebo-
ten

(ggf. Vorbehalt, dass auf Erstangebote ohne
Verhandlung bezuschlagt werden kann,
§ 17 Absatz 11 VgV)

Abgabe von Erstangeboten

Verhandlungen

(ggf. in mehreren Runden und mit

Folgeangeboten)

Aufforderung zur (endgiiltigen) Angebotsabgabe

(ggf. Information tiber Ablehnung der Bewerbung

Gegebenenfalls Bieterfragen

(ggf. Ortsbesichtigung)

Beantwortung der Bieterfragen und gegebenenfalls Anderung der Vergabeunterlagen, mit Mog-

lichkeit der Kenntnisnahme fiir alle Bieter
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Einreichung der Angebote (Haupt- und/oder Nebenangebote) (ggf. Riige vor Ablauf der An-
gebotsfrist erforderlich und Einleitung eines Nachpriifungsverfahren bei Nichtabhilfe vgl. § 160
GWB)

Offnung der Angebote

Priifung und Wertung der Angebote

Uberpriifung der Vollstindigkeit, fachlichen und sachlichen Richtigkeit

(ggf. Nachforderung)

Priifung der Eignung der Bieter (soweit nicht bereits im Teilnahmewettbewerb gesche-
hen)

Uberpriifung der Angemessenheit des Preises (ggf. Preisaufkliarung)

Uberpriifung der Erfiillung der geforderten Zuschlagskriterien

Auswahl des wirtschaftlichsten Angebotes

(Bei Verwendung der EEE (d. h. vorlaufiger Eignungsnachweis): Forderung von Eig-
nungsnachweisen von dem Bieter mit dem wirtschaftlichsten Angebot und konkrete
Eignungspriifung)

Information der nicht beriicksichtigten Bieter nach den Voraussetzungen von § 134 GWB
und Einhaltung der Wartepflicht nach § 134 GWB

Gegebenenfalls Riige erforderlich und Einleitung eines Nachpriifungsverfahren bei Nichtab-
hilfe (vgl. § 160 GWB)

Erteilung des Zuschlags

(Alternativ: Gegebenenfalls Aufhebung des Vergabeverfahrens mit Mitteilung der Griinde an
alle Bieter)

Vergabebekanntmachung (Ex-post Bekanntmachung)

(spatestens 30 Tage nach Zuschlag, vgl. § 39 VgV)

. _ <
Abschluss der Dokumentation & Beachtung der Statistikpflichten
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